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1 Anlass, Ziel und Zweck der Planung  

Das Umfeld im Bereich der Straße Schiffenberger Weg (Landesstraße L 3131) ist heute im Wesentlichen 

durch gemischte Nutzungen gekennzeichnet, wobei der Wohnanteil stadtauswärts zugunsten von ge-

werblichen und einzelhandelsbezogenen Nutzungen abnimmt. Neben Geschäfts- und Büronutzungen 

sowie großflächigen Einzelhandelsbetrieben finden sich hier unter anderem Handwerks- und Dienstleis-

tungsbetriebe, gastronomische Nutzungen sowie auch soziale und kirchliche Einrichtungen. Darüber 

hinaus findet in Richtung der Bundesautobahn BAB 485 („Gießener Ring“) sowie im weiteren Verlauf des 

Schiffenberger Weges noch heute ein Abbau von oberflächennahen Rohstoffen (Tonabbau) statt. Die 

früheren Abbauflächen und Tongruben sind zum Teil bereits rekultiviert oder wurden einer neuen Nut-

zung zugeführt. Zudem finden sich hier am Stadtrand verschiedene gewerblich-industrielle Nutzungen, zu 

denen auch die Firma FABER & SCHNEPP HOCH- U. TIEFBAU GMBH & CO. KG gehört, die im Bereich südlich 

des Schiffenberger Weges zwischen der Straße Steinberger Weg (Landesstraße L 3132) im Westen und 

der Auffahrt zur BAB 485 im Osten ihren Betriebshof unterhält. Das Betriebsgelände umfasst dabei nicht 

nur Lager- und Stellflächen für Bau- und Recyclingmaterial sowie verschiedene Gebäude und sonstige 

bauliche Anlagen, sondern seit vielen Jahren auch eine Asphaltmischanlage, die als solche immissions-

schutzrechtlich genehmigt ist. Das Betriebsgelände liegt einschließlich der benachbarten Nutzungen im 

Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 70 für das Gebiet „Eisteiche“ von 1978. Im Zuge dessen wur-

den nicht nur die Rekultivierungsziele für die südlich gelegenen Abbauflächen bauleitplanerisch gesichert, 

sondern über die Ausweisung von gegliederten Gewerbe- und Industriegebieten auch die bereits zum 

damaligen Zeitpunkt bestehenden gewerblich-industriellen Nutzungen bauplanungsrechtlich geordnet 

und gesichert. Mit der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. G 70 von 2003 wurden zudem Einzelhan-

delsbetriebe in den Gewerbe- und Industriegebieten weitgehend ausgeschlossen. 

Im Zuge der vorliegenden 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. G 70 sollen insbesondere die baupla-

nungsrechtlichen Voraussetzungen für die erforderliche Erweiterung der Betriebs- und Lagerflächen von 

Faber & Schnepp in Richtung der Autobahnauffahrt geschaffen werden, sodass durch die Ergänzung des 

bestehenden Betriebshofes eine Optimierung der Betriebsabläufe ermöglicht wird. 

 

Lage des Plangebietes und räumlicher Geltungsbereich der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. G 70 

 
Grundlage: Hessische Verwaltung für Bodenmanagement und Geoinformation (11/2023)           Abbildung genordet, ohne Maßstab 
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Gegenstand der 2. Änderung des Bebauungsplanes sind dabei auch Regelungen zum naturschutzrecht-

lichen Ausgleich sowie die Berücksichtigung der artenschutzrechtlichen Vorgaben und Anforderungen. 

Zudem wird die erforderliche Verlegung des im Bereich der geplanten Erweiterungsfläche vorhandenen 

Gewässerverlaufs bauleitplanerisch berücksichtigt. Darüber hinaus sollen die bisherigen Festsetzungen 

unter anderem zu den überbaubaren Grundstücksflächen an den Bestand und die Planung angepasst 

werden. Hierbei sind neben den immissionsschutzrechtlichen Anforderungen auch die in der Nachbar-

schaft befindlichen Nutzungen zu berücksichtigen. Für das Plangebiet und das Umfeld soll somit Pla-

nungs- und Rechtssicherheit geschaffen werden. Der Aufstellungsbeschluss wurde von der Stadtverord-

netenversammlung am 15.02.2018 gefasst. Die Aufstellung der 2. Änderung des Bebauungsplanes 

erfolgt im zweistufigen Regelverfahren mit Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB). 

Da der Entwurf des Bebauungsplanes nach der Entwurfsoffenlegung mit gleichzeitiger Beteiligung der 

Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB 

insbesondere im Hinblick auf die dem Bebauungsplan zugrundeliegende Planung zur Verlegung und 

naturnahen Gestaltung des Gewässers im Bereich der geplanten Erweiterungsfläche sowie der Entwäs-

serungsplanung und der Aufnahme und Zuordnung einer entsprechenden Ersatzaufforstungsfläche ge-

ändert wurde und zudem weitere faunistische Erfassungen und artenschutzrechtliche Bewertungen ent-

sprechender Tiergruppen vorgenommen wurden, erfolgte auf der Grundlage eines 2. Entwurfs des 

Bebauungsplanes eine erneute Beteiligung nach § 4a Abs. 3 Satz 1 BauGB. 

 

 

2 Lage und räumlicher Geltungsbereich 

Das Plangebiet befindet sich in der Gießener Kernstadt im Bereich südlich der Straße Schiffenberger 

Weg (Landesstraße L 3131) zwischen der Straße Steinberger Weg (Landesstraße L 3132) im Westen 

und der Auffahrt zur Bundesautobahn BAB 485 („Gießener Ring“) im Osten. Im Süden wird der räumliche 

Geltungsbereich des Bebauungsplanes von den Aufforstungsflächen des ehemaligen Bergbaus begrenzt.  

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst in der Gemarkung Schiffenberg, Flur 6, die Flurstü-

cke 2/11, 7, 8, 9, 10, 11, 12/1, 12/2 und somit eine Fläche von rd. 5,0 ha. Hiervon entfallen rd. 3,1 ha 

(31.239 m2) auf das Gewerbegebiet und rd. 1,6 ha (16.222 m2) auf das Industriegebiet sowie rd. 0,2 ha 

(2.427 m2) auf die Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Na-

tur und Landschaft mit dem Entwicklungsziel „Naturnaher Gewässerverlauf mit Gehölzstreifen“. 

 

 

3 Bisherige Entwicklung und derzeitige Situation im Planbereich 

3.1 Planerische Rahmenbedingungen 

3.1.1 Regionalplan Mittelhessen 2010 

Im Regionalplan Mittelhessen 2010 ist der Bereich des Plangebietes überwiegend als Vorranggebiet In-

dustrie und Gewerbe Bestand und im Bereich der geplanten Erweiterungsfläche von Faber & Schnepp 

als Vorranggebiet für Forstwirtschaft sowie überlagernd als Vorranggebiet Regionaler Grünzug festgelegt. 

Gemäß der raumordnerischen Zielvorgabe 6.4-1 des Regionalplanes Mittelhessen 2010 müssen die Vor-

ranggebiete für Forstwirtschaft zur Sicherung ihrer Waldfunktionen dauerhaft bewaldet bleiben. In diesen 

Gebieten sind die Inanspruchnahme (Rodung) sowie eine Zersplitterung oder Durchschneidung durch 

Verkehrs- oder Energietrassen, sofern diese Eingriffe in den Wald raumbedeutsam sind, zu unterlassen. 

Andere mit der Forstwirtschaft nicht vereinbare Raumnutzungen sind auszuschließen. 
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In den Vorranggebieten Regionaler Grünzug hat die Sicherung und Entwicklung des Freiraums und der 

Freiraumfunktionen Vorrang vor anderen Raumansprüchen. Die Funktionen des Vorranggebietes Regio-

naler Grünzug dürfen gemäß der raumordnerischen Zielvorgabe 6.1.2-1 durch die Landschaftsnutzung 

nicht beeinträchtigt werden. Eine Inanspruchnahme ist gemäß der raumordnerischen Zielvorgabe 6.1.2-2 

jedoch ausnahmsweise zulässig, wenn andere Gründe des Wohls der Allgemeinheit überwiegend und die 

Grundzüge der Planung dadurch nicht berührt werden. 

 

Regionalplan Mittelhessen 2010 

 
Ausschnitt genordet, ohne Maßstab 

 

Der Bereich der vorgesehenen Erweiterungsflächen von Faber & Schnepp in Richtung der BAB 485 ist 

bislang unversiegelt und umfasst Gehölzbestände sowie einen in Nord-Süd-Richtung verlaufenden Bach, 

der als Gewässer eingestuft ist und verlegt werden soll. Innerhalb dieser Flächen wurden insbesondere 

im Zuge von Verkehrssicherungsmaßnahmen in Richtung der Autobahnauffahrt vom Straßenbaulastträ-

ger beziehungsweise der Landesstraßenbaubehörde in der Vergangenheit bereits umfangreich Gehölz-

bestände zurückgenommen. Gleichwohl umfasst dieser östliche Bereich des Plangebietes bislang Wald 

i.S.d. § 2 Abs. 1 Hessisches Waldgesetz (HWaldG). Es handelt sich hierbei um naturnahe Laubholzbe-

stände, unter anderem mit Stieleiche, Winterlinden und Birken und einer artenreichen Strauchschicht. Im 

Zuge der vorliegenden Bauleitplanung soll in diesem Bereich nunmehr zum Teil die dauerhafte Umwand-

lung der Waldflächen in gewerblich-industriell nutzbare Grundstücksflächen vorbereitet werden.  

Das Unternehmen Faber & Schnepp ist bereits seit Jahrzehnten am Standort Schiffenberger Tal ansässig 

und betreibt hier seinen Betriebshof mit den zugehörigen Lager- und Stellflächen sowie verschiedenen 

Gebäuden und sonstigen baulichen Anlagen einschließlich der bestehenden Asphaltmischanlage. Das 

bestehende Betriebsgelände wird vollständig genutzt und bietet in den bisherigen Grenzen keine Mög-

lichkeiten für eine Optimierung der Betriebsabläufe, die nicht zuletzt auch aufgrund der stetig erhöhten 

fachrechtlichen und gesetzlichen Anforderungen an die Betriebsgestaltung und -führung erforderlich ist. 

Aufgrund der Standortgebundenheit dahingehend, dass eine Aufgabe der langjährigen Betriebsflächen 

vor dem Hintergrund getätigter Investitionen sowie der bestehenden baulichen und sonstigen Anlagen 

bereits aus betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten nicht in Betracht kommt, wird zur langfristigen 

Standortsicherung und somit auch zur Sicherung der bestehenden Arbeitsplätze eine Ausweitung der 

Betriebsflächen auf den eigentumsrechtlich zugehörigen Grundstücksflächen in Richtung der Autobahn-

auffahrt erforderlich, da das Betriebsgelände nach Norden und Westen durch die umgebenden Straßen 

und nach Süden hin durch die Nachbargrundstücke sowie durch die dortigen Rekultivierungs- bezie-

hungsweise Aufforstungsflächen begrenzt wird und eine Erweiterung hier nicht in Betracht kommt. 

Lage des Plangebietes
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Das für die Erweiterung der Betriebsflächen vorgesehene Flurstück 2/11 umfasst eine Größe von insge-

samt 4.745 m2. Da in Richtung der Straße Schiffenberger Weg (Landesstraße L 3131) und der Auffahrt 

zur BAB 485 entlang der Grundstücksgrenzen im Bebauungsplan die Festsetzung von Flächen für Maß-

nahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft vorgesehen ist, 

beträgt der Umfang der Grundstücksflächen, die künftig im Wesentlichen als wasserdurchlässig befestig-

te Lager- und Stellflächen genutzt werden sollen, insgesamt 2.261 m2. Dieser Flächenanteil entspricht 

insofern der vorgesehenen Inanspruchnahme des raumordnerisch festgelegten Vorranggebietes für 

Forstwirtschaft und des überlagernden Vorranggebietes Regionaler Grünzug. Dabei ist beachtlich, dass 

es sich bei den vorhandenen Waldflächen um einen flächenmäßig begrenzten kleineren Bereich handelt, 

der von den insbesondere in östlicher Richtung gelegenen Waldflächen durch die umgebenden Straßen 

und Verkehrsflächen räumlich getrennt wird. Zudem handelt es sich hier um Waldflächen, die von ihrer 

Funktion für die Forstwirtschaft ohne Bedeutung sind. So werden für die Flächen im Bebauungsplan 

Nr. 70 „Eisteiche“ von 1978 auch keine Flächen für Wald gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 18b BauGB, sondern 

Flächen für Anpflanzungen sowie Wasserflächen festgesetzt. Auch auf Ebene der vorbereitenden Bau-

leitplanung werden im Flächennutzungsplan der Stadt Gießen keine entsprechenden Waldflächen darge-

stellt. Ferner wird die dauerhafte Bewaldung bereits angesichts der Anforderungen an die Verkehrssiche-

rung in Richtung der angrenzenden klassifizierten Straßen eingeschränkt. Die Waldflächen stellen an 

dieser Stelle keinen maßgeblichen Bestandteil der Landschaft dar und umfassen letztlich keine Schutz- 

und Erholungsfunktionen. Gleichwohl umfassen die gehölzbestandenen Flächen unter anderem eine 

Funktion als kleinklimatisch bedeutsame Freifläche sowie als Sichtschutz und für die Gestaltung und 

Eingrünung des Ortsrandes. Im Zuge der vorliegenden Bauleitplanung werden jedoch Festsetzungen 

getroffen, nach denen im Randbereich vorhandene standortgerechte Laubbäume und Laubsträucher 

sowie neu anzupflanzende Laubbäume fachgerecht zu pflegen und als geschlossener Gehölzstreifen zu 

entwickeln sind. Schließlich werden für die entfallenden Gehölzbestände, die forstrechtlich als Wald zu 

bewerten sind, im Rahmen des erforderlichen forstrechtlichen Verfahrens zur Waldumwandlung und Er-

satzaufforstung geeignete Aufforstungsflächen vorgesehen. Hierdurch wird ein funktionsgerechter Aus-

gleich für den Eingriff in die bestehenden Waldflächen innerhalb des von der Waldinanspruchnahme be-

troffenen Struktur- und Naturraums geschaffen. 

Die Siedlungsbereiche im Gebiet der Stadt Gießen sowie auch im Bereich der umliegenden Städte und 

Gemeinden werden großräumig und geschlossen von der raumordnerischen Festlegung als Vorrangge-

biet Regionaler Grünzug im Regionalplan Mittelhessen 2010 umfasst. Demnach folgt die Festlegung zwar 

dem Charakter der erfassten Flächen als baulich bislang nicht genutzter Außenbereich. Die aus raum-

ordnerischer Sicht mit der Gebietsfestlegung angestrebte Sicherung der Freiraumfunktionen ergibt sich 

jedoch weniger aus der konkreten Funktionserfüllung der jeweils einzelnen Flächen, sondern vielmehr 

aus der Größe und Gesamtheit der festgelegten Flächen. Dies legitimiert zwar noch nicht die konkrete 

Überplanung beziehungsweise die bauliche Inanspruchnahme dieser grundsätzlich nicht für eine bauliche 

Nutzung vorgesehenen Bereiche im Einzelfall. Gleichwohl erfolgt im Zuge der vorliegenden Planung im 

Bereich der vorgesehenen Erweiterungsflächen von Faber & Schnepp nur auf einer räumlich begrenzten 

Fläche eine Überplanung des Vorranggebietes Regionaler Grünzug. Dabei wird diese Fläche von den 

insbesondere in östlicher Richtung gelegenen Wald- und sonstigen Freiflächen durch die umgebenden 

Straßen und Verkehrsflächen räumlich getrennt. Demnach ist davon auszugehen, dass die Funktionen 

des Vorranggebietes durch die vorliegende Planung nicht beeinträchtigt werden. Eine Zersiedelung oder 

Beeinträchtigung der Gliederung von Siedlungsgebieten erfolgt nicht, während auch die Freiraumerho-

lung oder der Wasserhaushalt nicht beeinträchtigt werden. Die Ausdehnung baulich genutzter Bereiche in 

Richtung des Außenbereichs wird in östlicher Richtung ohnehin durch die Autobahnauffahrt begrenzt. 
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Darüber hinaus weisen die Flächen als Teil privater Grundstücke keine Erholungsfunktion oder Bedeu-

tung für die Naherholung auf und es erfolgt im Zuge der geplanten Verlegung und naturnahen Gestaltung 

des Gewässerverlaufs aus wasserwirtschaftlicher Sicht keine Verschlechterung der bestehenden Situati-

on. Die geplanten Erweiterungsflächen sollen zudem künftig im Wesentlichen als wasserdurchlässig be-

festigte Lager- und Stellflächen genutzt werden. Zwar führt die Planung zur Inanspruchnahme von Flä-

chen, die auch für die kleinklimatischen Verhältnisse bedeutsam sind, jedoch sind hiermit insgesamt 

keine maßgeblichen ungünstigen Veränderungen der klimatischen oder lufthygienischen Verhältnisse 

innerhalb des festgelegten Vorranggebietes verbunden. Zugleich wurden diesbezüglich eingriffsminimie-

rende Festsetzungen in den Bebauungsplan aufgenommen und es werden Vorgaben zur Dachbegrü-

nung sowie zur Herstellung nicht bereits versiegelter Grundstücksfreiflächen getroffen. Hinzu kommt, 

dass in Richtung der Straße Schiffenberger Weg (Landesstraße L 3131) und der Auffahrt zur BAB 485 

entlang der Grundstücksgrenzen im Bebauungsplan die Festsetzung von Flächen für Maßnahmen zum 

Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft vorgesehen ist, sodass in den 

Randbereichen in gewissem Umfang auch künftig Freiraumfunktionen gegeben sind. 

Im Ergebnis wird daher aufgrund des Planziels und der gewählten Festsetzungen sowie der nur kleinflä-

chigen Inanspruchnahme des Vorranggebietes für Forstwirtschaft und des Vorranggebietes Regionaler 

Grünzug davon ausgegangen, dass die Funktionen der jeweiligen Vorranggebiete nicht erheblich beein-

trächtigt werden und die Bauleitplanung den Zielen der Raumordnung nicht grundsätzlich entgegensteht. 

 

3.1.2 Flächennutzungsplan 

Das Plangebiet ist im Flächennutzungsplan der Stadt Gießen überwiegend als Gewerbliche Baufläche 

Bestand sowie im Bereich der geplanten Erweiterungsfläche von Faber & Schnepp als Grün- und Freiflä-

che mit der Zweckbestimmung Verkehrsgrün dargestellt. Da die Funktion des Verkehrsgrüns auch nach 

der vorgesehenen Erweiterung der Betriebsflächen erhalten bleibt und der Bebauungsplan zur baupla-

nungsrechtlichen Sicherung in diesem Bereich eine Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 

zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft festsetzt, kann dem Entwicklungsgebot für Bebau-

ungspläne aus dem Flächennutzungsplan gemäß § 8 Abs. 2 BauGB entsprochen werden. Eine Änderung 

des Flächennutzungsplanes ist nicht erforderlich. 

 

Flächennutzungsplan der Stadt Gießen von 2006 

 
  Ausschnitt genordet, ohne Maßstab 

 

Lage des Plangebietes
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3.1.3 Verbindliche Bauleitplanung 

Das Plangebiet bestehend aus den Betriebsflächen von Faber & Schnepp mit den vorgesehenen Erwei-

terungsflächen sowie den benachbarten gewerblichen Nutzungen südlich des Schiffenberger Weges und 

östlich des Steinberger Weges liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 70 für das Gebiet 

„Eisteiche“ von 1978. Im Zuge dessen wurden nicht nur die Rekultivierungsziele für die weiter südlich 

gelegenen, früheren Tonabbauflächen bauleitplanerisch gesichert, sondern über die Ausweisung von 

gegliederten Gewerbe- und Industriegebieten auch die bereits zum damaligen Zeitpunkt in diesem Be-

reich bestehenden gewerblich-industriellen Nutzungen bauplanungsrechtlich geordnet und gesichert. 

 

Bebauungsplan Nr. 70 „Eisteiche“ von 1978 

 
         Ausschnitt genordet, ohne Maßstab 

 

Südöstlich des Kreuzungsbereiches der Straßen Schiffenberger Weg und Steinberger Weg wird im Be-

bauungsplan von 1978 für den Standort der Asphaltmischanlage sowie für die dortigen Lagerhallen und 

das Sozialgebäude mit Werkstattbereich ein Industriegebiet gemäß § 9 Baunutzungsverordnung (Bau-

NVO) i.d.F. von 1968 festgesetzt und bestimmt, dass das Industriegebiet ausschließlich der Unterbrin-

gung von Gewerbebetrieben dient. Im Einzelnen wurden alle Gewerbebetriebe des Hoch- und Tiefbaus 

mit Folgeeinrichtungen, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe sowie Tankstellen, soweit sie 

den örtlichen und überörtlichen Verkehr nicht wesentlich störend beeinflussen, allgemein zugelassen.  

Geltungsbereich der  
1. Änderung von 2003
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Ausnahmsweise wurden Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber 

und Betriebsleiter zugelassen. Anlagen für gesundheitliche, soziale und sportliche Zwecke für die Be-

schäftigten im Industriegebiet wurden ebenfalls ausnahmsweise zugelassen. 

Südlich und östlich an das Industriegebiet anschließend wird im Bebauungsplan von 1978 ein Gewerbe-

gebiet gemäß § 8 BauNVO i.d.F. von 1968 festgesetzt, das vorwiegend der Unterbringung nicht erheblich 

belästigender Gewerbebetriebe dient. Allgemein zulässig sind hier Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäu-

ser, Lagerplätze sowie Lagerplätze, die Teil eines anderen Gewerbebetriebes sind und öffentliche Betrie-

be, mit Ausnahme von Einkaufszentren und Verbrauchermärkten, die der inner- und übergemeindlichen 

Versorgung dienen, Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude sowie ebenfalls eingeschränkt Tankstel-

len. Ausnahmsweise wurden entsprechend der Zulässigkeit im Industriegebiet auch hier Wohnungen für 

Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter sowie Anlagen für 

gesundheitliche, soziale und sportliche Zwecke für die Beschäftigten im Gewerbegebiet zugelassen. 

Im Bereich der vorgesehenen Erweiterungsflächen für das Betriebsgelände von Faber & Schnepp wur-

den Flächen für Anpflanzungen und Wasserflächen festgesetzt; eine weitergehende Bebaubarkeit wurde 

hier nicht vorgesehen. Für die weiter südlich gelegenen, früheren Tonabbauflächen wurden Flächen für 

die Erhaltung von Anpflanzungen und für die Forstwirtschaft sowie für Abgrabungen oder für die Gewin-

nung von Bodenschätzen festgesetzt. Entsprechend der damaligen landesrechtlichen Regelung zum 

gesetzlichen Waldabstand wurden die durch Baugrenzen festgesetzten überbaubaren Grundstücksflä-

chen im Gewerbegebiet in Richtung Süden deutlich von den südlichen Grundstücksgrenzen abgesetzt. 

 

Bebauungsplan Nr. G 70 „Eisteiche“ – 1. Änderung von 2003 

 
      Ausschnitt genordet, ohne Maßstab 
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Mit der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. G 70 wurden 2003 im Rahmen einer vereinfachten Ände-

rung Einzelhandelsbetriebe in den Gewerbe- und Industriegebieten weitgehend ausgeschlossen. Zudem 

erfolgte im Zuge der 1. Änderung des Bebauungsplanes die Anwendung der Baunutzungsverordnung 

i.d.F. von 1990. Die Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung blieben im Übrigen unverändert. Fest-

setzungen zum Maß der baulichen Nutzung und zu den überbaubaren Grundstücksflächen wurden nicht 

getroffen, sodass die Festsetzungen des Bebauungsplanes von 1978 weiterhin galten. Aufgenommen 

wurde jedoch eine in den Bebauungsplan integrierte wasserrechtliche Satzung mit Vorgaben zur Verwer-

tung von anfallendem Niederschlagswasser. 

Mit Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. G 70 „Eisteiche“ – 2. Änderung werden für seinen Geltungsbe-

reich die Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 70 für das Gebiet „Eisteiche“ von 1978 und der 

1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. G 70 von 2003 durch die Festsetzungen der vorliegenden 2. Än-

derung des Bebauungsplanes Nr. G 70 ersetzt. 

 

3.1.4 Altlastenverdachtsflächen 

Innerhalb des Plangebietes befinden sich insgesamt vier in der Altflächendatei des Landes Hessen ein-

getragene Altstandorte mit den Schlüsselnummern 531.005.042-001.038, 531.005.042-001.036, 

531.005.042-001.035 und 531.005.042-001.045 jeweils mit dem Status „Adresse / Lage überprüft (vali-

diert)“. Zudem befindet sich im Bereich Schiffenberger Weg an das Plangebiet angrenzend eine sonstige 

schädliche Bodenveränderung mit der Schlüsselnummer 531.005.041-001.057 und dem Status „Sanie-

rung (Dekontamination) abgeschlossen“. 

Bei den in der Planzeichnung des Bebauungsplanes gekennzeichneten Flächen handelt es sich um Alt-

standorte, da auf ihnen mit umweltgefährdenden Stoffen umgegangen wurde. Da somit der Verdacht 

schädlicher Bodenveränderungen besteht, handelt es sich um altlastverdächtige Flächen i.S.d. § 2 Abs. 6 

Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG). Im Baugenehmigungsverfahren sowie bei baugenehmigungs-

freien Bauvorhaben auf den gekennzeichneten Flächen ist das Amt für Umwelt und Natur der Stadt Gie-

ßen und das Regierungspräsidium Gießen, Dezernat 41.4, zu beteiligen bzw. rechtzeitig in die Planung 

einzubinden (§§ 4, 7 und 9 BBodSchG, Bauvorlagenerlass vom 02.08.2012). Im Rahmen von Abbruch- 

und Bauvorhaben im Plangebiet ist das Merkblatt der Regierungspräsidien Darmstadt, Gießen und Kas-

sel, Abteilungen Umwelt, zur „Entsorgung von Bauabfällen“ (Baumerkblatt) in der jeweils neuesten Fas-

sung zu beachten. 

 

3.1.5 Ehemaliger Bergbau 

Seitens des Regierungspräsidiums Gießen, Dezernat 44, Bergaufsicht, wird darauf hingewiesen, dass bei 

Baumaßnahmen im Bereich des Plangebietes auf Spuren ehemaligen Bergbaus zu achten ist und gege-

benenfalls entsprechende bauliche Sicherungsmaßnahmen zu treffen sind. Der Geltungsbereich liegt im 

Gebiet von zwei erloschenen Bergwerksfeldern. In einem dieser Felder wurden bergbauliche Untersu-

chungsarbeiten durch Bohrungen durchgeführt. Die örtliche Lage dieser bergbaulichen Arbeiten ist der 

Bergaufsicht jedoch nicht bekannt. Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes grenzt im Südwesten 

zudem an Flächen, die dem Bundesberggesetz (BBergG) unterliegen. 
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3.1.6 Kampfmittelbelastungen 

Das Plangebiet befindet sich in einem ehemaligen Bombenabwurfgebiet. Vom Vorhandensein von 

Kampfmitteln auf solchen Flächen muss grundsätzlich ausgegangen werden. In den Bereichen, in denen 

durch Nachkriegsbebauungen bereits bodeneingreifende Baumaßnahmen bis zu einer Tiefe von mindes-

tens 5 m durchgeführt wurden, sind keine Kampfmittelräummaßnahmen notwendig. Bei allen anderen 

Flächen, auf denen bodeneingreifende Maßnahmen stattfinden, ist eine systematische Überprüfung 

(Sondieren auf Kampfmittel) vor Beginn von Abbrucharbeiten, Bauarbeiten und Baugrunduntersuchungen 

auf den Grundstücksflächen bis in einer Tiefe von 5 m (ab GOK II. WK) erforderlich. Hierbei soll grund-

sätzlich eine EDV-gestützte Datenaufnahme erfolgen. Sofern die Fläche z.B. wegen Auffüllungen, Ver-

siegelungen oder sonstigen magnetischen Anomalien nicht sondierfähig sein sollte, sind aus Sicherheits-

gründen weitere Kampfmittelräummaßnahmen vor bodeneingreifenden Bauarbeiten erforderlich. Es ist 

dann notwendig, einen eventuell vorgesehenen Baugrubenverbau (Spundwand, Berliner Verbau usw.) 

durch Sondierungsbohrungen in der Verbauachse abzusichern. Sofern eine sondierfähige Messeebene 

vorliegt, sollen die Erdaushubarbeiten mit einer Flächensondierung begleitet werden. 

 

3.1.7 Waldflächen und Belange des Forstes 

Der östliche Bereich des Plangebietes stellt sich als Wald i.S.d. § 2 Abs. 1 Hessisches Waldgesetz 

(HWaldG) dar. Es handelt sich hierbei um naturnahe Laubholzbestände, unter anderem mit Stieleiche, 

Winterlinden und Birken und einer artenreichen Strauchschicht. Die vorliegende Bauleitplanung bereitet 

in diesem Bereich zum Teil die dauerhafte Umwandlung der Waldflächen in gewerblich-industriell nutzba-

re Grundstücksflächen vor.  

Für die Rodung von Wald zum Zwecke einer dauerhaften Nutzungsänderung bedarf es einer Genehmi-

gung nach § 12 Abs. 2 Nr. 1 HWaldG. Die Waldrodungsgenehmigung kann nach § 12 Abs. 4 HWaldG 

davon abhängig gemacht werden, dass die Antragstellerin flächengleiche Ersatzaufforstungen in dem 

betroffenen Naturraum oder in waldarmen Gebieten unter Berücksichtigung agrarstruktureller Belange 

nachweist. Für die entfallenden Gehölzbestände, die forstrechtlich als Wald zu bewerten sind, wurden 

daher zum Entwurf des Bebauungsplanes entsprechende Ersatzaufforstungsflächen zugeordnet. Da die 

im Entwurf des Bebauungsplanes vorgesehenen Aufforstungsflächen jedoch im Ergebnis nicht die erfor-

derliche Eignung aufgewiesen haben, wurde zum 2. Entwurf des Bebauungsplanes auf Ebene der ver-

bindlichen Bauleitplanung von der Aufnahme einer Ersatzaufforstungsfläche in den räumlichen Geltungs-

bereich des Bebauungsplanes in Verbindung mit einer entsprechenden zeichnerischen Festsetzung als 

Wald gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 18b BauGB abgesehen. Als mögliche Ersatzaufforstungsflächen waren dann 

zunächst Flächen im Bereich der ehemaligen Stadtgärtnerei in der Gemarkung Schiffenberg sowie ent-

sprechende Flächen in der Gemarkung Wieseck vorgesehen. 

Seitens der Firma FABER & SCHNEPP HOCH- UND TIEFBAU GMBH & CO. KG wurde mit Schreiben vom 

23.01.2024 beim Kreisausschuss des Landkreises Gießen eine entsprechende Waldumwandlung nach 

§ 12 HWaldG zur Erweiterung der Betriebs- und Lagerflächen sowie für Maßnahmen zum Schutz, zur 

Pflege und Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft beantragt. Mit Bescheid vom 27.09.2024 wur-

de im Benehmen mit dem zuständigen Forstamt als Unterer Forstbehörde die forstrechtliche Genehmi-

gung zur Rodung und Umwandlung von 4.250 m² Wald mit der Nebenbestimmung, dass die Genehmi-

gung für die Dauer von zwei Jahren erteilt wird und bis spätestens zum 30.09.2026 eine flächengleiche 

Ersatzaufforstung in dem Naturraum oder in waldarmen Gebieten nachzuweisen ist, erteilt. 

Eine flächengleiche Ersatzaufforstung wird jedoch nicht im Gebiet der Stadt Gießen erfolgen können. Der 

vom Magistrat der Stadt Gießen im Dezember 2023 eingereichte Antrag auf Waldneuanlage im Bereich 

einer als geeignet angesehenen Fläche in der Gemarkung Wieseck wurde vom Forstamt aus forstrechtli-

chen Gründen im Mai 2024 abgelehnt. 
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Nunmehr wurde jedoch nach Maßgabe der entsprechenden Nebenbestimmung der Rodungsgenehmi-

gung ein flächengleicher Ersatzaufforstungsstandort im Gebiet der Stadt Büdingen gefunden. Im Rahmen 

einer Vereinbarung zwischen der Firma FABER & SCHNEPP HOCH- UND TIEFBAU GMBH & CO. KG und dem 

Magistrat der Stadt Büdingen über die Herstellung und Unterhaltung einer Ersatzaufforstung in der Ge-

markung Dudenrod, Flur 1, Flurstücke 64-66, wird die Bereitstellung, Herstellung und anschließende Un-

terhaltung sowie dingliche Sicherung von geplanten 4.250 m² Ersatzaufforstung durch die Stadt Büdingen 

vertraglich geregelt. Die Waldneuanlage wurde vom Kreisausschuss des Wetteraukreises mit Bescheid 

vom 01.03.2024 genehmigt. Entsprechende Regelungen zum forstrechtlichen Ausgleich werden im Rah-

men eines städtebaulichen Vertrages zwischen der Firma FABER & SCHNEPP HOCH- UND TIEFBAU GMBH & 

CO. KG und dem Magistrat der Stadt Gießen getroffen. 

Südlich des Plangebietes grenzt ebenfalls Wald im forstrechtlichen Sinne an das Plangebiet an. Hierbei 

handelt sich um Eiche-Hainbuchen-Mischbestände aus Aufforstungen in einem noch jüngeren Bestands-

alter. Daher ist zu erwarten, dass in einem höheren Bestandsalter und damit größeren Baumhöhen, Ge-

fahren für angrenzende Gebäude und Anlagen entstehen können. Aufgrund der standörtlichen Gegeben-

heiten ist hier mit potenziellen Baumhöhen von 30-35 m zu rechnen. Zum Entwurf des Bebauungsplanes 

wurde daher der Abstand der durch Baugrenzen festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen nach 

Süden hin bereits von 10 m auf ein Maß von 20 m vergrößert, sodass mögliche Gefahren von den an-

grenzenden Waldbeständen für Gebäude und Anlagen im Planbereich nicht zu erwarten sind. Darüber 

hinaus werden im Rahmen eines städtebaulichen Vertrages zwischen der Firma FABER & SCHNEPP HOCH- 

UND TIEFBAU GMBH & CO. KG und dem Magistrat der Stadt Gießen Einschränkungen der Nutzung in dem 

hieran anschließenden 15-m-Streifen im südlichen Teil des Plangebietes geregelt, sodass hier künftig in 

einem Abstand von insgesamt 35 m nur Ablagerungen und Anlagen auf eigene Haftung hin erfolgen bzw. 

eingerichtet und betrieben werden, die zu keinen Konflikten mit eventuell auf das Baugrundstück wirken-

den Waldgefahren (Baumwurf, Brand u.a.) führen. 

 

3.1.8 Gewässer und wasserwirtschaftliche Belange 

Im östlichen Bereich des Plangebietes verläuft ein wasserführender Bach als Gewässergraben und Sei-

tenzufluss zum Gewässer „Klingelbach“. Hierbei handelt es sich um ein Gewässer, auf welches die ge-

setzlichen Regelungen des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) und Hessischen Wassergesetzes (HWG) 

Anwendung finden. Für die vorgesehene Verlegung des derzeitigen Gewässerverlaufs ist die Durchfüh-

rung eines wasserrechtlichen Genehmigungsverfahrens erforderlich. Eine diesbezügliche Vorplanung von 

HS INGENIEURE GMBH wurde bereits zum Entwurf des Bebauungsplanes als unverbindliche Darstellung 

nachrichtlich in die Planzeichnung aufgenommen. Als Grundlage für den 2. Entwurf des Bebauungspla-

nes wurde die Planung hinsichtlich der konkreten Lage und Ausgestaltung des künftigen naturnahen Ge-

wässerverlaufs, auch vor dem Hintergrund des angestrebten Erhalts insbesondere der bestehenden grö-

ßeren Laubbäume im Nordosten des Plangebietes, fortgeschrieben und angepasst. Dementsprechend 

wurden auch die diesbezüglichen zeichnerischen und textlichen Festsetzungen zum 2. Entwurf des Be-

bauungsplanes angepasst und ergänzt. Die Plangenehmigung nach § 68 WHG zur Gewässerumverle-

gung wurde mit wasserrechtlichem Bescheid vom 14.05.2024 erteilt. 

Innerhalb der im Bebauungsplan festgesetzten Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 

Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft wird demnach ein naturnah gestalteter neuer Gewässer-

verlauf mit zugehörigen Uferbereichen sowie Störsteinen zur Brechung der Gewässerdynamik und Siche-

rung der Gewässersohle angelegt. Die umgebenden Flächen werden entlang des Gewässerverlaufs mit-

tels geeigneter Ansaat als Uferstaudensaum mit Hochstaudenfluren, ergänzt durch punktuell 

eingebrachtes Totholz, entwickelt und im Übrigen der natürlichen Sukzession überlassen.  
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Die vorhandenen standortgerechte Laubbäume und Laubsträucher sowie neu anzupflanzende Laubbäu-

me sind fachgerecht zu pflegen und werden als geschlossener Gehölzstreifen entwickelt. 

Entlang der Wasserflächen des geplanten Gewässerverlaufs erstreckt sich der gesetzliche Gewässer-

randstreifen mit einer Breite von 5 m. Der Gewässerrandstreifen umfasst das Ufer und den Bereich, der 

an das Gewässer landseits der Linie des Mittelwasserstandes angrenzt. Der Gewässerrandstreifen be-

misst sich ab der Linie des Mittelwasserstandes, bei Gewässern mit ausgeprägter Böschungsoberkante 

ab der Böschungsoberkante. Auf die Regelungen des § 38 WHG und § 23 HWG wird hingewiesen. Dem-

nach gilt unter anderem, dass im Gewässerrandstreifen das Entfernen von standortgerechten Bäumen 

und Sträuchern sowie das Neuanpflanzen von nicht standortgerechten Bäumen und Sträuchern, der Um-

gang mit wassergefährdenden Stoffen und die nicht nur zeitweise Ablagerung von Gegenständen, die 

den Wasserabfluss behindern können oder die fortgeschwemmt werden können, verboten ist.  

Gemäß § 23 Abs. 2 Nr. 4 HWG ist im Gewässerrandstreifen die Ausweisung von Baugebieten durch Bau-

leitpläne oder sonstige Satzungen nach dem Baugesetzbuch verboten. Unter den Begriff der „Baugebie-

te“ fallen materiell-rechtlich jedoch nur die in der Baunutzungsverordnung bezeichneten Baugebiete, wäh-

rend demgegenüber auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung anderweitige Flächenfestsetzungen auf 

der Grundlage von § 9 Abs. 1 BauGB durch das Gesetz grundsätzlich nicht erfasst werden. Hierbei ergibt 

sich als Einschränkung allerdings die Vereinbarkeit einer entsprechenden Festsetzung mit den einschlä-

gigen wasserrechtlichen Ge- und Verboten für den gesetzlichen Gewässerrandstreifen, während auch die 

formal-rechtlichen Vorgaben etwa im Hinblick auf gegebenenfalls erforderliche Genehmigungen unbe-

rührt bleiben. Vorliegend setzt der Bebauungsplan im Bereich des künftigen Gewässerrandstreifens ent-

sprechende Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 

Landschaft gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB mit dem Entwicklungsziel „Naturnaher Gewässerverlauf mit 

Gehölzstreifen“ in Verbindung mit ergänzenden textlichen Festsetzungen fest. Hinzu kommen Festset-

zungen mit Vorgaben zur Anpflanzung standortgerechter Laubbäume in diesem Bereich. 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes befindet sich nicht innerhalb eines amtlich festge-

setzten oder geplanten Überschwemmungsgebietes. Im Zuge der vorliegenden Planung erfolgt weder ein 

Retentionsraumverlust, noch werden die Belange des Hochwasserschutzes nachteilig berührt. 

 

3.2 Städtebaulicher und naturräumlicher Bestand 

Innerhalb des Plangebietes befindet sich der Betriebshof von Faber & Schnepp mit den zugehörigen La-

ger- und Stellflächen sowie verschiedenen Gebäuden und sonstigen baulichen Anlagen einschließlich der 

bestehenden Asphaltmischanlage, die als solche immissionsschutzrechtlich genehmigt ist. Südlich der 

Asphaltmischanlage befinden sich unter anderem eine Lagerhalle sowie ein Waschplatz und eine Be-

triebstankstelle. Hieran schließt sich ein größeres Sozialgebäude mit Werkstattbereich an. Auf dem weite-

ren Betriebsgelände befinden sich insgesamt drei Lagerhallen und eine Schalungshalle sowie großräu-

mig Lager- und Stellflächen für Bau- und Recyclingmaterial einschließlich einer Kranbahn. Das 

bestehende Betriebsgelände ist bereits annähernd vollversiegelt und entlang der Straße Steinberger Weg 

sowie des Schiffenberger Weges nördlich der Asphaltmischanlage straßenseitig durch eine geschlossene 

Einhausung abgeschirmt. Der Bereich der vorgesehenen Erweiterungsflächen von Faber & Schnepp in 

Richtung der BAB 485 ist bislang unversiegelt und umfasst Gehölzbestände sowie einen in Nord-Süd-

Richtung verlaufenden Bach, der als Gewässer eingestuft ist und verlegt werden soll.  
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Die Biotoptypen innerhalb der geplanten Erweiterungsflächen beschränken sich im Wesentlichen auf 

Laubholzbestände sowie Hecken- und Gebüschpflanzungen. Zudem ragt der Straßensaum entlang der 

BAB 485 an der Autobahnauffahrt in den Bereich hinein. Der östliche Bereich des Plangebietes stellt sich 

als Wald i.S.d. § 2 Abs. 1 HWaldG dar. Es handelt sich hierbei um naturnahe Laubholzbestände, unter 

anderem mit Stieleiche, Winterlinden und Birken und einer artenreichen Strauchschicht. 

 

Betriebsgelände mit Sozialgebäude Betriebsgelände mit Stellflächen 

Betriebsgelände in Richtung Erweiterungsflächen Asphaltmischanlage und Zufahrtsbereich 

Steinberger Weg und Südwesten des Plangebietes Gewerbliche Nutzungen am Schiffenberger Weg

Eigene Aufnahmen (05/2018 und 09/2018) 
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Entlang des Schiffenberger Weges befinden sich weitere gewerbliche Nutzungen. Östlich der Asphalt-

mischanlage ist eine kleine Kfz-Werkstatt ansässig. Hieran anschließend befindet sich der Standort einer 

Autovermietung mit zugehörigen Stellplätzen sowie Stellflächen und Büro- bzw. Verwaltungsgebäuden. 

Direkt an den Geltungsbereich im Norden angrenzend verläuft parallel zum Schiffenberger Weg ein Rad-

weg, der von einem baumbestandenen Grünstreifen vom Straßenverlauf getrennt ist. 

Im Südwesten des Plangebietes war auf der Höhe der Einmündung der Pistorstraße in den Steinberger 

Weg bislang eine kleinere Baufirma ansässig. Auf dem Grundstück befinden sich neben einem bislang 

auch zu Wohnzwecken genutzten Gebäude entlang der Grundstücksgrenzen umlaufend Hallen und Ne-

bengebäude. Südlich des Grundstückes befindet sich schließlich eine derzeit ungenutzte Freifläche. Ein 

hier vormals bestehendes Gebäude wurde bereits zurückgebaut. 

 

 

4 Städtebauliches und planerisches Konzept 

Im Zuge der 2. Änderung des Bebauungsplanes wird über die Festsetzung von Industriegebiet im Nord-

westen und von Gewerbegebiet im hieran anschließenden Teil des Plangebietes das ursprüngliche Pla-

nungskonzept des Bebauungsplanes von 1978 mit den bisherigen Festsetzungen zur Art der baulichen 

Nutzung aufgegriffen. Hierdurch werden die bestehenden gewerblichen und industriellen Nutzungen er-

fasst und bauplanungsrechtlich im Bestand sowie in ihrer weiteren Entwicklung gesichert. Im Bereich der 

vorgesehenen Erweiterungsflächen von Faber & Schnepp sowie auf den angrenzenden Flächen des 

bestehenden Betriebsgeländes wird ebenfalls ein Industriegebiet festgesetzt, sodass in diesem von den 

das Plangebiet umgebenden Nutzungen räumlich deutlich abgesetzten Bereich künftig vergleichsweise 

emissionsträchtigere Nutzungen erfolgen und entsprechend zulässig sein werden. Die Abgrenzung des 

bisherigen Industriegebietes zum Gewerbegebiet wurde unverändert übernommen, da der Standort der 

Asphaltmischanlage grundsätzlich beibehalten wird. 

Die bisherigen Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung wurden unverändert übernommen. Dabei 

werden die für das Gewerbegebiet geltenden Maßkennziffern für den Bereich des neu festgesetzten In-

dustriegebietes Nr. 2 fortgeführt. Ferner wurde eine Festsetzung zur Begrenzung der Höhenentwicklung 

baulicher Anlagen aufgenommen, die im Bebauungsplan von 1978 bislang nicht enthalten war. Darüber 

hinaus werden die bisherigen Festsetzungen unter anderem zu den überbaubaren Grundstücksflächen 

an den Bestand und die Planung angepasst. Hierbei werden sowohl der Verlauf der straßenrechtlichen 

Bauverbotszonen entlang der das Plangebiet umgebenden klassifizierten Straßen als auch die im Plan-

gebiet bestehenden baulichen Anlagen berücksichtigt. 

Im Bereich der vorgesehenen Erweiterungsflächen von Faber & Schnepp werden entlang der Plange-

bietsgrenze am Schiffenberger Weg und der Autobahnauffahrt Flächen für die Sicherung und Entwick-

lung eines Gehölzstreifens einschließlich des künftigen naturnahen Gewässerverlaufs festgesetzt. Eine 

diesbezügliche Vorplanung von HS INGENIEURE GMBH wurde bereits zum Entwurf des Bebauungsplanes 

als unverbindliche Darstellung nachrichtlich in die Planzeichnung aufgenommen. Als Grundlage für den 2. 

Entwurf des Bebauungsplanes wurde die Planung hinsichtlich der konkreten Lage und Ausgestaltung des 

künftigen naturnahen Gewässerverlaufs, auch vor dem Hintergrund des angestrebten Erhalts insbeson-

dere der bestehenden größeren Laubbäume im Nordosten des Plangebietes, fortgeschrieben und ange-

passt. Für die entfallenden Gehölzbestände, die forstrechtlich als Wald zu bewerten sind, werden im 

Rahmen des erforderlichen forstrechtlichen Verfahrens zur Waldumwandlung und Ersatzaufforstung ge-

eignete Aufforstungsflächen vorgesehen. Hierdurch wird ein funktionsgerechter Ausgleich für den Eingriff 

in die bestehenden Waldflächen innerhalb des von der Waldinanspruchnahme betroffenen Struktur- und 

Naturraums geschaffen. 
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5 Verkehrliche Erschließung und Anbindung 

5.1 Äußere und innere Erschließung 

Das Plangebiet ist über die Straße Schiffenberger Weg (Landesstraße L 3131) und die Straße Steinber-

ger Weg (Landesstraße L 3132) verkehrlich an das örtliche Straßennetz angebunden. Die Anschlussstel-

le „Schiffenberger Tal“ an die Bundesautobahn BAB 485 („Gießener Ring“) ermöglicht den Anschluss des 

Plangebietes an das überörtliche Straßennetz und das Fernstraßennetz.  

Die Erschließung des Plangebietes erfolgt über die bestehenden Grundstückszufahrten für die im Bebau-

ungsplan jeweils Zufahrtsbereiche festgesetzt werden. Für das bislang baulich ungenutzte Grundstück im 

Südwesten des Plangebietes wurde zum Vorentwurf des Bebauungsplanes zunächst ebenfalls ein Zu-

fahrtsbereich vorgesehen, der eine Anbindung an die Straße Steinberger Weg ermöglicht. Aufgrund der 

straßenrechtlichen Vorgaben und Anforderungen bezüglich der Lage dieser Zufahrt an der freien Strecke 

der Landesstraße L 3132 außerhalb der straßenrechtlichen Ortsdurchfahrt wurde zum Entwurf des Be-

bauungsplanes anstelle einer Zufahrt jedoch durchgehend ein Bereich ohne Ein- und Ausfahrt festge-

setzt, sodass die verkehrliche Erschließung hier zunächst nur mittelbar über das benachbarte Flurstück 

11 erfolgen kann. Ein zukünftiger Anschluss des Grundstückes ist gesondert mit Hessen Mobil, Straßen- 

und Verkehrsmanagement Dillenburg, abzustimmen, wenn dieser notwendig wird. Vor der Festlegung 

zukünftiger Zufahrten ist zudem die städtischerseits vorgesehene Überplanung des Straßenabschnitts 

von der Einmündung Pistorstraße bis zum Knotenpunkt Schiffenberger Weg in Bezug auf die Verbesse-

rung der Radverkehrsführung zu berücksichtigen. Um den außerorts linksseitig geführten Radverkehr 

sicher auf die Fahrbahn überzuleiten und die unfallträchtige Einmündung Pistorstraße zu entschärfen, ist 

beabsichtigt, auch diesen Knotenpunkt zu signalisieren. Mindestens stadteinwärts soll eine Radverkehrs-

anlage markiert werden. 

Seitens Hessen Mobil, Straßen- und Verkehrsmanagement Dillenburg, wird in der Stellungnahme vom 

27.03.2019 darauf hingewiesen, dass Pflanzenaufwuchs, Böschungen und Ausstattungselemente des 

Plangebietes die Sichtbeziehungen und Lichtraumprofile der klassifizierten Straßen nicht einschränken 

dürfen und bei Bedarf zurückzunehmen sind. Ferner darf Oberflächenwasser aus dem Plangebiet nicht 

auf die Straßenparzellen oder in Entwässerungsanlagen der klassifizierten Straßen gelangen. 

 

5.2 Ruhender Verkehr 

Die Errichtung und der Nachweis erforderlicher Pkw-Stellplätze und Fahrradabstellplätze erfolgt auf den 

jeweiligen privaten Baugrundstücken nach Maßgabe der städtischen Stellplatzsatzung sowie der hessi-

schen Verordnung über die Anforderungen an Abstellplätze für Fahrräder (Fahrradabstellplatzverord-

nung). Eine darüber hinaus gehende Herstellung von Flächen für den ruhenden Verkehr ist im Plangebiet 

nicht erforderlich. 

 

5.3 Öffentlicher Personennahverkehr 

Das Plangebiet ist über den bestehenden Bushaltepunkt an der Straße Steinberger Weg an das Netz des 

öffentlichen Personennahverkehrs angebunden. Über die Buslinien 375 und 377 der Verkehrsgesell-

schaft Oberhessen (VGO) besteht eine Anbindung nach Pohlheim sowie zur Gießener Innenstadt. 

 

5.4 Fuß- und Radwege 

Direkt an den Geltungsbereich im Norden angrenzend verläuft parallel zum Schiffenberger Weg derzeit 

nur ein Radweg, der von einem baumbestandenen Grünstreifen vom Straßenverlauf getrennt ist. Die 

Wegeverbindung bleibt im Zuge der vorliegenden Planung unberührt.  
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Entlang des Steinberger Weges verläuft in Richtung Pohlheim bislang nur ein gemeinsamer Fuß- und 

Radweg, während auf der Ostseite des Steinberger Weges nur ein Gehweg verläuft, der vor der Lichtsig-

nalanlage am Knotenpunkt Steinberger Weg / Schiffenberger Weg endet und lediglich durch ein 

Schrammbord fortgeführt wird, das für den Fußverkehr gesperrt ist. Die Möglichkeiten zum Erreichen des 

Plangebietes sowie auch des weiteren Umfeldes für nicht motorisierte Verkehrsteilnehmer sind demnach 

derzeit eingeschränkt. Im Zuge neuerer städtebaulicher Entwicklungen unter anderem in der Folge des 

Neubaus der sogenannten „Schiffenberger Wacht“ im Bereich eines ehemaligen Betriebsgeländes an der 

Straße Watzenborner Weg auf der Westseite der Straße Steinberger Weg sind jedoch Maßnahmen zur 

Umgestaltung des lichtsignalgeregelten Knotenpunktes Schiffenberger Weg / Steinberger Weg und hier-

bei insbesondere auch eine Verbesserung der verkehrlichen Situation für Fußgänger- und Radfahrer 

vorgesehen. Darüber hinaus wird auch mit der Änderung des Bebauungsplanes „Karl-Glöckner-Straße“ 

und der Umplanung des Knotenpunktes Schiffenberger Weg / Steinberger Weg / Karl-Glöckner-Straße 

eine Verbesserung der bestehenden Fuß- und Radwegesituation berücksichtigt. Die eigentumsrechtli-

chen Grenzen der Grundstücke im Plangebiet sind im Übrigen jedoch vorgegeben und die Grundstücke 

werden auch überwiegend bis zur jeweiligen Grundstücksgrenze entsprechend baulich genutzt. 

 

 

6 Versorgung und Entsorgung 

6.1 Versorgungsinfrastruktur 

Die Versorgung des Plangebietes mit Strom, Gas, Wasser und Telekommunikationsinfrastruktur ist be-

reits Bestand und bleibt im Zuge der vorliegenden Planung grundsätzlich unverändert. Die Herstellung 

zusätzlicher Versorgungsinfrastruktur für die vorgesehenen Erweiterungsflächen von Faber & Schnepp ist 

nach gegenwärtigem Kenntnisstand nicht erforderlich. 

Entlang der Randzonen des Plangebietes befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom sowie 

Telekommunikationslinien für die Versorgung bestehender Gebäude. Die vorhandene Telekommunikati-

onslinie im Bereich der Autobahnauffahrt ist hingegen nicht aktiv. 

 

6.2 Entwässerung 

Die Entsorgung von im Plangebiet anfallendem Schmutzwasser und Niederschlagswasser erfolgt für die 

bereits erschlossenen Grundstücke im Trennsystem. Im Bereich der Straßen Schiffenberger Weg und 

Steinberger Weg befinden sich getrennte Kanalleitungen für Schmutz- und Niederschlagswasser. Der 
Bereich der vorgesehenen Erweiterungsflächen des Betriebsgeländes von Faber & Schnepp ist hingegen 

abwassertechnisch noch nicht erschlossen. Da die geplante Erweiterung der Betriebs- und Lagerflächen 

zu einer zusätzlichen Regenwasserableitung von dem Firmengelände führt und die Gewässergüte des 

Klingelbachs mäßig bis unbefriedigend ist, wurde seitens der Oberen Wasserbehörde des Regierungs-

präsidiums Gießen in der Stellungnahme vom 04.04.2019 darauf hingewiesen, dass der Änderung des 

Bebauungsplanes nur zugestimmt wird, wenn mit der Erweiterung der Betriebs- und Lagerflächen eine 

hydraulisch und stoffliche Verbesserung der Regenwassereinleitung aus dem gesamten Betriebsgelände 

von Faber & Schnepp durchgeführt wird. 

Zum 2. Entwurf des Bebauungsplanes wurde von HS INGENIEURE GMBH als Ergebnis verschiedener Ab-

stimmungen und der Betrachtung möglicher Alternativen eine entsprechende Gesamtkonzeption zur 

Entwässerung des Bauhofes inklusive der Erweiterungsfläche entwickelt, die mit den zuständigen Was-

serbehörden und den Mittelhessischen Wasserbetrieben (MWB) abgestimmt wurde.  
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Einzugsgebiet der Einleitstelle „Ost“ 

 
Quelle: HS Ingenieure GmbH, Stand: 10/2023               Ausschnitt genordet, ohne Maßstab 
 

Die Grundstücksentwässerung ist derzeit analog zur öffentlichen Entwässerung im Trennsystem vorhan-

den. Das Gelände weist zwei Schmutzwasserhausanschlüsse in den Nennweiten DN 150 bzw. 200 auf. 

Ein Teilbereich des Bauhofes entwässert über zwei Regenwasseranschlüsse in das öffentliche Regen-

entwässerungssystem DN 300 bzw. 400 im Schiffenberger Weg. Ein 2,47 ha großes Einzugsgebiet des 

Betriebshofes entwässert über die definierte Einleitstelle „Ost“ in die Haltung 78030054 (DN 800).  

Das Grundstück wird von einem Regenwasserkanal DN 600 von Südwesten in Richtung Nordosten 

durchzogen (Strang RW04.1). Diesem Kanal fließt außerdem Regenwasser aus dem Strang RW01 (DN 

300 bzw. 400) zu. An dem Schacht RW04.1 befindet sich ein Zulauf aus Richtung Süden kommend. Das 

Grundstück wird im Erweiterungsbereich durch ein vorhandenes Gewässer gekreuzt, das über einen 

Einlauf verrohrt ebenfalls in die Haltung 78030054 mündet. Das Gewässer wird durch Hessen Mobil als 

Entwässerungsmöglichkeit für die Autobahnauffahrt Anschlussstelle Schiffenberger Tal genutzt. 

Im Zuge der 2. Änderung des Bebauungsplanes ist die Niederschlagsentwässerungssituation auf dem 

Betriebsgelände regelkonform an die allgemein anerkannten Regeln der Technik anzupassen. Betrachtet 

wird dabei das oben dargestellte Einzugsgebiet mit einer Größe von ca. 2,47 ha, für das eine qualitative 

und quantitative Niederschlagswasserbehandlung vorzusehen bzw. nachzurüsten ist. In dem Einzugsge-

biet sind neben zwei Lagerhallen und einer Schalungshalle befestigte Lagerflächen vorhanden, die über 

das bestehende Entwässerungsnetz und damit über die Einleitstelle „Ost“ entwässern. 
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Lageplan zur Grundstücksentwässerung im Bereich der geplanten Erweiterungsfläche 

 
Quelle: HS Ingenieure GmbH, Stand: 11/2023               Ausschnitt genordet, ohne Maßstab 

 

Im November 2022 wurde seitens der Unteren Wasserbehörde festgelegt, dass die qualitative Behand-

lung nach dem Arbeitsblatt A 102 der DWA zu bemessen ist. Zudem wurden als Bemessungsparameter 

für eine mengenmäßige Einleitbeschränkung eine Drosselabflussspende von 4 l/(s*ha) bei einer Jährlich-

keit von 2a festgelegt, was zu einem erforderlichen Speichervolumen von rd. 360 m³ führt. 

Aufgrund der geringen Überdeckungssituation auf dem Betriebsgelände in Verbindung mit den zu erwar-

tenden Auflasten im Erweiterungsbereich des Bauhofes gestaltet sich die Anordnung und höhentechni-

sche Einstellung der geforderten Anlage zur qualitativen und quantitativen Regenwasserbehandlung je-

doch schwierig. In einem gemeinsamen Abstimmungstermin zwischen dem Regierungspräsidium, der 

Unteren Wasserbehörde, der Stadt Gießen, den MWB, dem Bauherren und HS INGENIEURE GMBH am 

28.07.2023 wurde festgelegt, dass daher eine Erhöhung der Drosselabflussspende zugestanden wird, 

sofern grundsätzlich ein ausreichend sicheres Volumen im Grundstücksbereich geschaffen und gleichzei-

tig der kritische Faktor der Überdeckung der Anlage ausgeschlossen wird. Daher ist der entsprechenden 

Bemessung eine Drosselabflussspende von 10 l/(s*ha) zu Grunde gelegt. 

Als Ergebnis der Betrachtung nach dem Arbeitsblatt A 102 der DWA ist aufgrund der Einstufung der an-

geschlossenen Flächen eine qualitative Vorbehandlung erforderlich, die mit einer Sedimentationsanlage 

erreicht wird. Hinsichtlich der quantitativen Regenwasserbehandlung wird für die Einleitstelle „Ost“ im 

Bereich der geplanten Erweiterungsfläche ein unterirdisches Boxensystem als Retentionsraum nach 

nachgeschaltetem Drosselschacht vorgesehen. Die Drosselwassermenge beträgt 24,7 l/s. Für die Einleit-

stelle „Ost“ wird ein Retentionsvolumen von ca. 273,7 m³ geschaffen, wodurch das erforderliche Volumen 

von 266 m³ nachgewiesen wird.  
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Die geplanten Maßnahmen zur Ergänzung der bestehenden Niederschlagsentwässerung um eine quali-

tative und quantitative Regenwasserbehandlungsanlage trägt sowohl den diesbezüglichen Vorabstim-

mungen mit den zuständigen Behörden und sonstigen Stellen sowie auch dem Gewässerschutz hinrei-

chend Rechnung, zumal im Vergleich zum aktuellen Bestand eine deutliche Verbesserung der 

Regenwasserableitung erzielt wird. 

Seitens den Mittelhessischen Wasserbetrieben (MWB) wird darauf hingewiesen, dass in der derzeitigen 

Situation kein Regenwasseranschluss im Schiffenberger Weg hergestellt werden kann. Lediglich das 

anfallende Schmutzwasser ist an den öffentlichen Kanal anzuschließen. Bei einer späteren Bebauung 

des Grundstückes ist das Niederschlagswasser jedoch möglichst an das öffentliche Kanalnetz und nicht 

mehr an die Gewässerverrohrung anzuschließen. Ferner wird darauf hingewiesen, dass das auf dem 

gesamten Betriebshof von Faber & Schnepp anfallende Niederschlagswasser zu behandeln und zurück-

zuhalten ist. Regenwasserbehandlungsanlagen gemäß den allgemein anerkannten Regeln der Technik 

sind somit vor Einleitung in die Verrohrung „Schiffenberger Weg“ und vor Einleitung in den städtischen 

Kanal „Steinberger Weg“ für eine stoffliche Verbesserung des Niederschlagswassers bei einer Änderung 

oder Neuherstellung der Bebauung und der Entwässerungsanlagen anzuordnen. Diese Maßnahmen sind 

durch den Grundstückseigentümer vorzunehmen. 

 

6.3 Geplante Gewässerverlegung 

Im östlichen Bereich des Plangebietes verläuft ein wasserführender Bach als Gewässergraben und Sei-

tenzufluss zum Gewässer „Klingelbach“. Hierbei handelt es sich um ein Gewässer, auf welches die ge-

setzlichen Regelungen des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) und Hessischen Wassergesetzes (HWG) 

Anwendung finden. Für die vorgesehene Verlegung des derzeitigen Gewässerverlaufs ist die Durchfüh-

rung eines wasserrechtlichen Genehmigungsverfahrens erforderlich. Eine diesbezügliche Vorplanung von 

HS INGENIEURE GMBH wurde bereits zum Entwurf des Bebauungsplanes als unverbindliche Darstellung 

nachrichtlich in die Planzeichnung aufgenommen. Als Grundlage für den 2. Entwurf des Bebauungspla-

nes wurde die Planung hinsichtlich der konkreten Lage und Ausgestaltung des künftigen naturnahen Ge-

wässerverlaufs, auch vor dem Hintergrund des angestrebten Erhalts insbesondere der bestehenden grö-

ßeren Laubbäume im Nordosten des Plangebietes, fortgeschrieben und angepasst. Dementsprechend 

wurden auch die diesbezüglichen zeichnerischen und textlichen Festsetzungen zum 2. Entwurf des Be-

bauungsplanes angepasst und ergänzt. Die Plangenehmigung nach § 68 WHG zur Gewässerumverle-

gung wurde mit wasserrechtlichem Bescheid vom 14.05.2024 erteilt. 

Innerhalb der im Bebauungsplan festgesetzten Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 

Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft wird demnach ein naturnah gestalteter neuer Gewässer-

verlauf mit zugehörigen Uferbereichen sowie Störsteinen zur Brechung der Gewässerdynamik und Siche-

rung der Gewässersohle angelegt. Die umgebenden Flächen werden entlang des Gewässerverlaufs mit-

tels geeigneter Ansaat als Uferstaudensaum mit Hochstaudenfluren, ergänzt durch punktuell 

eingebrachtes Totholz, entwickelt und im Übrigen der natürlichen Sukzession überlassen. Die vorhande-

nen standortgerechte Laubbäume und Laubsträucher sowie neu anzupflanzende Laubbäume sind fach-

gerecht zu pflegen und werden als geschlossener Gehölzstreifen entwickelt. 
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Lageplan zur Gewässerverlegung und naturnahen Gestaltung (Entwurf) 

 
Quelle: HS Ingenieure GmbH, Stand: 11/2023               Ausschnitt genordet, ohne Maßstab 
 

6.4 Löschwasserversorgung 

Seitens des Amtes für Brand- und Bevölkerungsschutz der Stadt Gießen wird darauf hingewiesen, dass 

für den Löscheinsatz der Feuerwehr eine ausreichende Löschwasserversorgung von mindestens 

1.600 I/min vorzusehen ist. Die Standorte der Löschwasserentnahmestellen sind gemeinsam mit dem 

Amt für Brand- und Bevölkerungsschutz und den Stadtwerke Gießen abzustimmen. Zur Sicherstellung 

der Löschwasserversorgung ist ein Grundschutz von mindestens 96 m3/h über einen Zeitraum von zwei 

Stunden vorzusehen. Hydranten nach DIN 3221 sind im seitlichen Straßenbereich oder im Gehweg ein-

zubauen. Einzelheiten sind mit dem Amt für Brand- und Bevölkerungsschutz abzustimmen. 

 

 

7 Immissionsschutz 

Im Rahmen der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB sind die Belange des Immissionsschutzes entspre-

chend zu würdigen. Nach den Vorgaben des § 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) sind bei 

raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen 

einander so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen und von schweren Unfällen im Sinne des 

Artikels 3 Nummer 13 der Richtlinie 2012/18/EU in Betriebsbereichen hervorgerufene Auswirkungen auf 

die ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürfti-

ge Gebiete, insbesondere öffentlich genutzte Gebiete, wichtige Verkehrswege, Freizeitgebiete und unter 

dem Gesichtspunkt des Naturschutzes besonders wertvolle oder besonders empfindliche Gebiete und 

öffentlich genutzte Gebäude, so weit wie möglich vermieden werden. Mit der geplanten Zuordnung der 

Gebietstypen zueinander bzw. der Ausweisung von Gewerbegebiet und Industriegebiet im Kontext der im 

näheren Umfeld überwiegend vorhandenen gewerblichen Nutzungen, Freiflächen und Verkehrswegen 

kann dem Trennungsgrundsatz des § 50 BImSchG grundsätzlich entsprochen werden. Störfallbetriebe 

i.S.d. sog. Seveso-III-Richtlinie sind im Umfeld des Plangebietes nicht vorhanden. 
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Im Zuge der 2. Änderung des Bebauungsplanes wird über die Festsetzung von Industriegebiet im Nord-

westen und von Gewerbegebiet im hieran anschließenden Teil des Plangebietes das ursprüngliche Pla-

nungskonzept des Bebauungsplanes von 1978 mit den bisherigen Festsetzungen zur Art der baulichen 

Nutzung aufgegriffen. Hierdurch werden die bestehenden Nutzungen erfasst und bauplanungsrechtlich 

im Bestand sowie in ihrer weiteren Entwicklung gesichert. Im Bereich der vorgesehenen Erweiterungsflä-

chen von Faber & Schnepp sowie auf den angrenzenden Flächen des bestehenden Betriebsgeländes 

wird ebenfalls ein Industriegebiet festgesetzt, sodass in diesem von den das Plangebiet umgebenden 

Nutzungen räumlich deutlich abgesetzten Bereich künftig vergleichsweise emissionsträchtigere Nutzun-

gen erfolgen und entsprechend zulässig sein werden. Die Abgrenzung des bisherigen Industriegebietes 

zum Gewerbegebiet wurde unverändert übernommen, da der Standort der immissionsschutzrechtlich 

genehmigten Asphaltmischanlage beibehalten wird.  

Die Festsetzung als Industriegebiet führt im Übrigen noch nicht dazu, dass sämtliche industrielle Nutzun-

gen auch tatsächlich genehmigungsfähig sind, sondern schafft zunächst nur bauplanungsrechtlich die 

Voraussetzungen für eine industrielle Nutzung, die immissionsschutzrechtlich dann nach Maßgabe der 

einschlägigen gesetzlichen Vorgaben und Anforderungen im Einzelfall dem Nachweis unterliegt, dass die 

geltenden Immissionsrichtwerte an den maßgeblichen Immissionsorten eingehalten werden. Schließlich 

wird darauf hingewiesen, dass sich nordöstlich des Plangebietes zwar in räumlicher Nähe ein Kleingar-

tengebiet befindet, durch die nunmehr neu ausgewiesene Industriegebietsfläche in Richtung der Auto-

bahnanschlussstelle aber erhebliche planinduzierte Zusatzbelastungen durch Emissionen nicht zu erwar-

ten sind. Hierfür spricht auch, dass durch eine entsprechende Anordnung von Gebäuden und Maschinen 

auf der geplanten Erweiterungsfläche der Schutzwürdigkeit der bestehenden Kleingartenanlage durch 

baulich-organisatorische Maßnahmen Rechnung getragen werden kann. Im Übrigen ist davon auszuge-

hen, dass die gewerblichen Geräuschemissionen im Bereich des Kleingartengebietes in der Wahrneh-

mung bereits durch die Straßenverkehrsgeräusche überlagert werden. 

 

 

8 Flächen und Maßnahmen zum Ausgleich 

Als Ausgleich für die durch den Bebauungsplan vorbereiteten und nicht vermeidbaren Eingriffe in Boden, 

Natur und Landschaft werden Ökopunkte aus der bereits hergestellten und im Ökokonto von Hessen-

Forst eingebuchten vorlaufenden Ersatzmaßnahme „Nutzungseinstellung zur Förderung von Waldle-

bensgemeinschaften gemäß Punkt 2.3.1 nach den Hinweisen für naturschutzrechtliche Kompensations-

maßnahmen im Wald“ in der Gemarkung Treis a. d. Lumda, Flur 11, Flurstück 1/1 teilweise, zugeordnet. 

Die Einzelheiten der Zuordnung und Abbuchung der Ökopunkte sowie auch des erforderlichen forstrecht-

lichen Ausgleichs und der vorzusehenden artenschutzrechtlichen Maßnahmen werden vertraglich gere-

gelt. 
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9 Erläuterungen zu den Planfestsetzungen 

Gemäß § 1 Abs. 5 BauGB sollen Bauleitpläne eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung, die die sozia-

len, wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber künftigen 

Generationen miteinander in Einklang bringt, und eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozialge-

rechte Bodennutzung gewährleisten. Sie sollen dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu si-

chern, die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln sowie den Klimaschutz und die 

Klimaanpassung, insbesondere auch in der Stadtentwicklung, zu fördern, sowie die städtebauliche Ge-

stalt und das Orts- und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu entwickeln. Zur Ausführung dieser 

Grundnormen und zur Sicherung der angestrebten städtebaulich geordneten Entwicklung sind in Ausfüh-

rung des § 1 Abs. 3 BauGB die im Folgenden erläuterten zeichnerischen und textlichen Festsetzungen in 

den Bebauungsplan Nr. G 70 „Eisteiche“ – 2. Änderung aufgenommen worden. 

 

9.1 Art der baulichen Nutzung 

9.1.1 Gewerbegebiet 

Der Bebauungsplan setzt für den zentralen Bereich des Plangebietes Gewerbegebiet i.S.d. § 8 BauNVO 

fest. Gewerbegebiete dienen nach § 8 Abs. 1 BauNVO vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich 

belästigenden Gewerbebetrieben. Allgemein zulässig sind Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, La-

gerplätze und öffentliche Betriebe, Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude, Tankstellen, Anlagen für 

sportliche Zwecke. Ausnahmsweise können Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie 

für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grund-

fläche und Baumasse untergeordnet sind, Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche 

Zwecke sowie Vergnügungsstätten zugelassen werden. Hinzu kommen gemäß § 13 BauNVO Gebäude 

und Räume für freie Berufe, d.h. für die Berufsausübung freiberuflich Tätiger und solcher Gewerbetrei-

bender, die ihren Beruf in ähnlicher Art ausüben. 

Der Bebauungsplan setzt fest, dass die nach § 8 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO allgemein zulässigen Anlagen für 

sportliche Zwecke sowie die nach § 8 Abs. 3 Nr. 2 und 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Anlagen 

für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke sowie Vergnügungsstätten unzulässig sind. 

Einzelhandelsbetriebe sind ebenfalls unzulässig. Davon ausgenommen sind Verkaufsflächen für die 

Selbstvermarktung der im Gebiet produzierenden und weiterverarbeitenden Betriebe, wenn deren Ver-

kaufsflächen einen untergeordneten Teil der durch die Betriebsgebäude der jeweiligen Gewerbebetriebe 

bebauten Fläche einnehmen. Ferner sind im Gewerbegebiet alle Arten von Einrichtungen und Betrieben, 

die auf den Verkauf eines erotischen Warensortimentes und auf Darbietungen oder Handlungen mit se-

xuellem Charakter ausgerichtet sind, unzulässig.  

Die vorgenannten Ausschlüsse entsprechen dem städtebaulichen Ziel, keine Nutzungen bauplanungs-

rechtlich vorzubereiten, die im Kontext der Lage, Struktur und Bedeutung des Plangebietes nicht oder nur 

bedingt verträglich untergebracht werden können. Insofern wird die Ansiedlung von Nutzungen verhin-

dert, die zu städtebaulich unerwünschten Negativwirkungen im Stadteingangsbereich führen können, die 

auch der weiteren gewerblichen Entwicklung des Gesamtbereiches entgegenstehen. Mit den Festsetzun-

gen wird zudem angestrebt, dass der Bereich des Plangebietes für gewerblich-industrielle Nutzungen zur 

Verfügung steht und diesen vorbehalten bleibt. Durch den Ausschluss von Einzelhandelsnutzungen sol-

len die bestehenden und städtebaulich integrierten Versorgungsstandorte mit ihrer Bedeutung für die 

Nah- und Grundversorgung im Stadtgebiet und den Nachbargemeinden vor der weiteren Ansiedlung von 

Einzelhandelsbetrieben geschützt werden. 



Begründung zum Bebauungsplan Nr. G 70 „Eisteiche“ – 2. Änderung  25 

Planungsbüro Fischer, 35435 Wettenberg   01/2025 

Schließlich setzt der Bebauungsplan fest, dass Anlagen, die einen Betriebsbereich i.S.d. § 3 Abs. 5a 

BImSchG bilden oder Teil eines solchen Betriebsbereiches wären, ausgeschlossen sind. Mit dem Aus-

schluss sog. Störfallbetriebe wird dem Umstand Rechnung getragen, dass im Nahbereich zum Plangebiet 

zahlreiche öffentliche und private Einrichtungen und Betriebe mit hohem Publikumsverkehr oder hoher 

Beschäftigtenanzahl sowie auch vielbefahrene örtliche und überörtliche Verkehrswege vorhanden sind, 

sodass im Falle der Ansiedlung von Störfallbetrieben ein sehr hohes Gefährdungspotenzial entsteht, dem 

bereits auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung mit einem Ausschluss störfallrelevanter Nutzungen 

begegnet werden soll. Der pauschale Ausschluss wird auch damit begründet, dass im Stadtgebiet an 

anderer Stelle gewerblich nutzbare Flächen vorhanden sind, für die kein Ausschluss besteht und die 

räumlich deutlich weiter von schutzbedürftigen Nutzungen entfernt sind. Das vorliegende Plangebiet ist 

hingegen dadurch gekennzeichnet, dass eine räumliche Trennung schutzbedürftiger Nutzungen und 

möglicher störfallrelevanter Nutzungen durch hinreichende Schutzabstände aufgrund der bestehenden 

Bebauungs- und Nutzungsstruktur faktisch nicht möglich wäre. Selbst Achtungsabstände mit geringer 

räumlicher Ausdehnung würden unmittelbar schutzbedürftige Nutzungen im direkten Umfeld tangieren 

und es könnten auch die einschlägigen Abstandsempfehlungen nicht eingehalten werden. 

 

9.1.2 Industriegebiet 

Der Bebauungsplan setzt entsprechend den bisherigen Festsetzungen des Bebauungsplanes von 1978 

sowie der 1. Änderung von 2003 für den nordwestlichen Bereich des Plangebietes Industriegebiet i.S.d. 

§ 9 BauNVO fest. Die Abgrenzung des Industriegebietes Nr. 1 zum Gewerbegebiet wurde unverändert 

übernommen, da der Standort der Asphaltmischanlage grundsätzlich beibehalten wird. Im Bereich der 

vorgesehenen Erweiterungsflächen von Faber & Schnepp sowie auf den angrenzenden Flächen des 

bestehenden Betriebsgeländes wird ebenfalls ein Industriegebiet festgesetzt, sodass in diesem von den 

das Plangebiet umgebenden Nutzungen räumlich deutlich abgesetzten Bereich künftig vergleichsweise 

emissionsträchtigere Nutzungen erfolgen und entsprechend zulässig sein werden. 

Industriegebiete dienen nach § 9 Abs. 1 BauNVO ausschließlich der Unterbringung von Gewerbebetrie-

ben, und zwar vorwiegend solcher Betriebe, die in anderen Baugebieten unzulässig sind. Allgemein zu-

lässig sind Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe sowie Tankstel-

len. Ausnahmsweise können Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für 

Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundflä-

che und Baumasse untergeordnet sind sowie Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche 

und sportliche Zwecke zugelassen werden. Hinzu kommen gemäß § 13 BauNVO Gebäude und Räume 

für freie Berufe, d.h. für die Berufsausübung freiberuflich Tätiger und solcher Gewerbetreibender, die 

ihren Beruf in ähnlicher Art ausüben. 

Der Bebauungsplan setzt fest, dass die nach § 9 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Anla-

gen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke unzulässig sind. Einzelhan-

delsbetriebe sind ebenfalls unzulässig. Davon ausgenommen sind Verkaufsflächen für die Selbstver-

marktung der im Gebiet produzierenden und weiterverarbeitenden Betriebe, wenn deren Verkaufsflächen 

einen untergeordneten Teil der durch die Betriebsgebäude der jeweiligen Gewerbebetriebe bebauten 

Fläche einnehmen. Ferner sind auch im Industriegebiet alle Arten von Einrichtungen und Betrieben, die 

auf den Verkauf eines erotischen Warensortimentes und auf Darbietungen oder Handlungen mit sexuel-

lem Charakter ausgerichtet sind sowie alle Arten von Einrichtungen und Betrieben, die auf den Verkauf 

eines erotischen Warensortimentes und auf Darbietungen oder Handlungen mit sexuellem Charakter 

ausgerichtet sind, unzulässig. Schließlich wird auch für das Industriegebiet festgesetzt, dass Anlagen, die 

einen Betriebsbereich i.S.d. § 3 Abs. 5a BImSchG bilden oder Teil eines solchen Betriebsbereiches wä-

ren, ausgeschlossen sind.  
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Zur städtebaulichen Begründung der vorgenannten Ausschlüsse wird auf die entsprechenden Ausführun-

gen zum Ausschluss von einzelnen Nutzungen im Gewerbegebiet verwiesen, die auch für das Industrie-

gebiet gelten. 

 

9.2 Maß der baulichen Nutzung 

Bei der Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung im Bebauungsplan sind gemäß § 16 Abs. 3 

BauNVO stets die Grundflächenzahl oder die Größe der Grundflächen der baulichen Anlagen und die 

Zahl der Vollgeschosse oder die Höhe baulicher Anlagen zu bestimmen, wenn ohne ihre Festsetzung 

öffentliche Belange, insbesondere das Orts- und Landschaftsbild, beeinträchtigt werden können. Zum 

Maß der baulichen Nutzung werden die Grund- und Geschossflächenzahl bzw. Baumassenzahl sowie die 

maximal zulässige Höhe baulicher Anlagen festgesetzt.  

Die bisherigen Festsetzungen des Bebauungsplanes von 1978 zum Maß der baulichen Nutzung wurden 

unverändert übernommen. Dabei werden die für das Gewerbegebiet geltenden Maßkennziffern für den 

Bereich des neu festgesetzten Industriegebietes Nr. 2 fortgeführt. Ferner wurde eine Festsetzung zur 

Begrenzung der Höhenentwicklung baulicher Anlagen im Plangebiet aufgenommen. 

 

9.2.1 Grundflächenzahl 

Die Grundflächenzahl gibt an, wie viel Quadratmeter Grundfläche je Quadratmeter Grundstücksfläche 

i.S.d § 19 Abs. 3 BauNVO zulässig sind. Die zulässige Grundfläche ist der Teil des Baugrundstückes, der 

von baulichen Anlagen überdeckt werden darf. Der Bebauungsplan setzt entsprechend den Festsetzun-

gen des Bebauungsplanes von 1978 für das Gewerbegebiet und das Industriegebiet eine Grundflächen-

zahl von GRZ = 0,7 fest. Die Festsetzung bleibt geringfügig hinter den Obergrenzen gemäß § 17 Abs. 1 

BauNVO für Gewerbe- und Industriegebiete zurück, ermöglicht aber eine zweckentsprechende Ausnut-

zung und Bebauung der jeweiligen Grundstücke. 

Gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO sind bei der Ermittlung der Grundfläche die Grundflächen von Garagen und 

Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen i.S.d. § 14 BauNVO sowie von baulichen Anlagen unter-

halb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, mitzurechnen. Die 

zulässige Grundfläche darf durch die Grundflächen dieser Anlagen regelmäßig um bis zu 50 %, höchs-

tens jedoch bis zu einer Grundflächenzahl von 0,8, überschritten werden. 

 

9.2.2 Geschossflächenzahl 

Die Geschossflächenzahl gibt an wie viel Quadratmeter Geschossfläche je Quadratmeter Grundstücks-

fläche i.S.d. § 19 Abs. 3 BauNVO zulässig sind. Gemäß § 20 Abs. 3 Satz 1 BauNVO ist die Geschossflä-

che nach den Außenmaßen der Gebäude in allen Vollgeschossen zu ermitteln. Flächen von Aufenthalts-

räumen in Geschossen, die keine Vollgeschosse i.S.d. § 2 Abs. 5 HBO sind, werden demnach nicht 

angerechnet. Der Bebauungsplan begrenzt die Geschossflächenzahl für das Gewerbegebiet entspre-

chend den bisherigen Festsetzungen des Bebauungsplanes von 1978 auf ein Maß von GFZ = 1,2. Die-

ses Maß wird auch für den Bereich des Industriegebietes Nr. 2 übernommen, da hier aufgrund der Orts-

randlage eine vergleichsweise reduzierte städtebauliche Dichte zugelassen werden soll. 
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9.2.3 Baumassenzahl 

Im Zusammenhang mit gewerblich-industriell genutzten baulichen Anlagen sind bei zweckentsprechender 

Nutzung regelmäßig keine üblichen Geschosshöhen zu erwarten, sodass für das Industriegebiet Nr. 1 

eine Baumassenzahl von BMZ = 5,0 in Verbindung mit der maximal zulässigen Gebäudehöhe festgesetzt 

wird. Die Baumassenzahl gibt an, wie viel Kubikmeter Baumasse je Quadratmeter Grundstücksfläche 

i.S.d. § 19 Abs. 3 zulässig sind. Das gewählte Maß entspricht den bisherigen Festsetzungen des Bebau-

ungsplanes von 1978 und bleibt deutlich unterhalb der Obergrenzen des § 17 Abs. 1 BauNVO für Indust-

riegebiete, ermöglicht aber eine zweckentsprechende Ausnutzung und Bebauung in diesem Bereich. 

 

9.2.4 Festsetzungen zur Höhenentwicklung 

Im Zuge der 2. Änderung des Bebauungsplanes wurde eine Festsetzung zur Begrenzung der Höhenent-

wicklung baulicher Anlagen im Plangebiet aufgenommen, die im Bebauungsplan von 1978 bislang nicht 

enthalten war. Der Bebauungsplan setzt demnach für das Gewerbegebiet und Industriegebiet Nr. 1 und 2 

jeweils die maximal zulässigen Gebäudehöhen fest, sodass auch eine mögliche Neubebauung hinsicht-

lich ihrer Höhenentwicklung hinreichend gesteuert werden kann. Oberer Bezugspunkt für die Ermittlung 

der maximal zulässigen Gebäudeoberkante ist bei Gebäuden mit geneigten Dächern die obere Dachbe-

grenzungskante (First) und bei Gebäuden mit Flachdächern mit bis zu 5° Dachneigung der oberste Ab-

schluss der Gebäudeaußenwand. Die festgesetzte maximal zulässige Gebäudeoberkante gilt auch für 

sonstige bauliche Anlagen im Gewerbe- und Industriegebiet, jedoch nicht für Abluftkamine und für Silo- 

und Mischanlagen sowie für technische Aufbauten und untergeordnete Bauteile, sofern die Aufbauten 

oder Bauteile insgesamt einen Anteil von 10 % der jeweiligen Dachfläche nicht überschreiten.  

Die maximal zulässige Höhe von freistehenden Werbeanlagen und Werbefahnen wird im Übrigen auf ein 

Maß von 6,0 m über der Geländeoberkante begrenzt. 

 

9.3 Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen 

Eine Bauweise i.S.d. § 22 BauNVO wird nicht festgesetzt und ergibt sich jeweils abschließend aus der 

überbaubaren Grundstücksfläche in Verbindung mit den Abstandsbestimmungen der Hessischen Bau-

ordnung (HBO). Die Festsetzung der überbaubaren Grundstücksflächen erfolgt durch Baugrenzen, über 

die hinaus mit den Hauptgebäuden grundsätzlich nicht gebaut werden darf. 

Ferner gilt gemäß § 23 Abs. 5 BauNVO, dass auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen Nebenan-

lagen i.S.d. § 14 BauNVO nach Maßgabe der Festsetzungen des Bebauungsplanes zugelassen werden 

können. Das gleiche gilt für bauliche Anlagen, soweit sie nach Landesrecht in den Abstandsflächen zu-

lässig sind oder zugelassen werden können. Der Bebauungsplan setzt zur Klarstellung fest, dass Lager- 

und Schüttgutboxen, bauliche Anlagen für den Schall- und Staubschutz einschließlich Beregnungsanla-

gen sowie Stellplätze und Nebenanlagen i.S.d. §§ 12 und 14 BauNVO außerhalb der überbaubaren 

Grundstücksflächen zulässig sind. Bei der Errichtung von baulichen Anlagen innerhalb der nicht über-

baubaren Grundstücksflächen ist jedoch gemäß § 9 Abs. 2 FStrG i.V.m. § 9 Abs. 5 FStrG die Zustim-

mung des Fernstraßen-Bundesamtes erforderlich, sofern sich die Flächen mit der 100-m-

Baubeschränkungszone überschneiden. Für die nach der vorgenannten Festsetzung innerhalb der nicht 

überbaubaren Grundstücksflächen grundsätzlich zulässigen baulichen Anlagen ist innerhalb der 40-m-

Anbauverbotszone eine Ausnahmegenehmigung nach § 9 Abs. 8 FStrG erforderlich. 
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9.4 Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-

lung von Boden, Natur und Landschaft 

Als allgemeine Maßnahme zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-

schaft wird im Bebauungsplan festgesetzt, dass mindestens 10 % der Grundstücksflächen zu begrünen 

sind. Hierbei können begrünte Dachflächen mit bis zu 50 % ihrer Fläche angerechnet werden. Der fest-

gesetzte Begrünungsanteil der Grundstücksflächen dient der Sicherung einer Mindestdurchgrünung auf 

den privaten Grundstücksflächen. Zudem wird festgesetzt, dass Flachdächer mit bis zu 10° Dachneigung 

extensiv zu begrünen sind, sofern sie nicht für haustechnische Aufbauten oder zur Belichtung darunter 

liegender Räume benötigt werden. Die Mindestaufbaustärke beträgt 10 cm; der Abflussbeiwert muss 

mindestens 0,5 betragen. Dachbegrünungen erhöhen das Verdunstungspotenzial und verbessern insbe-

sondere in bio-klimatisch stark vorbelasteten Gebieten das Mikroklima. Durch die vorgegebene Aufbaudi-

cke kann das Regenwasser zeitverzögert zurückgehalten werden und es erfolgt somit eine Entlastung 

des Entwässerungssystems. Zudem wird festgesetzt, dass Pkw-Stellplätze bei Neuerrichtung mit Aus-

nahme der Zu- und Umfahrten in einer Weise herzustellen sind, die eine Versickerung und Verdunstung 

von Niederschlagswasser ermöglicht. Die Festsetzung gewährleistet eine Verminderung von Auswirkun-

gen auf den Bodenwasserhaushalt sowie eine Entlastung des Entwässerungssystems. Angesichts des 

bereits im Bestand vorhandenen hohen Versiegelungsgrades und der vorgesehenen Erweiterung des 

Betriebsgeländes von Faber & Schnepp wird im Bebauungsplan ferner festgesetzt, dass im Industriege-

biet Nr. 2 die nicht bereits versiegelten Grundstücksfreiflächen, auf denen keine wassergefährdenden 

Stoffe gelagert oder umgeschlagen werden, in einer Weise herzustellen sind, die eine Versickerung und 

Verdunstung von Niederschlagswasser ermöglicht. Aufgrund der Ortsrandlage des Plangebietes im 

Übergang zu unbebauten und zum Teil ökologisch höherwertigen Freiflächen wird zum Schutz nachtakti-

ver Insekten und sonstiger Tierarten sowie zur Vermeidung von Lichtemissionen festgesetzt, dass im 

Gewerbe- und Industriegebiet für die Außenbeleuchtung ausschließlich Leuchtmittel mit einer Farbtempe-

ratur von weniger als 3.000 K (warmweiße Lichtfarbe), die kein Licht über die Horizontale hinausgehend 

abstrahlen, zulässig sind. Zur Verhinderung von Vogelschlag an spiegelnden Gebäudefronten wird auf-

grund der Lage des Plangebietes zudem darauf hingewiesen, dass an allen spiegelnden Gebäudeteilen 

die Durchsichtigkeit durch Verwendung transluzenter Materialien oder das flächige Aufbringen von Mar-

kierungen, wie z.B. Punktraster oder Streifen, zu reduzieren und zur Verringerung der Spiegelwirkung 

eine Verglasung mit einem Außenreflexionsgrad von maximal 15 % zu verwenden ist. 

Im Bereich der vorgesehenen Erweiterungsflächen von Faber & Schnepp wird entlang der Plangebiets-

grenze am Schiffenberger Weg und der Autobahnauffahrt eine Fläche für die Sicherung und Entwicklung 

eines Gehölzstreifens einschließlich des künftigen naturnahen Gewässerverlaufs festgesetzt.  

Innerhalb dieser Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 

und Landschaft mit dem Entwicklungsziel „Naturnaher Gewässerverlauf mit Gehölzstreifen“ ist zur Verle-

gung des bestehenden Bachverlaufs ein naturnah gestalteter neuer Gewässerverlauf mit zugehörigen 

Uferbereichen sowie Störsteinen zur Brechung der Gewässerdynamik und Sicherung der Gewässersohle 

anzulegen. Die umgebenden Flächen sind entlang des Gewässerverlaufs mittels geeigneter Ansaat als 

Uferstaudensaum mit Hochstaudenfluren, ergänzt durch punktuell eingebrachtes Totholz, zu entwickeln 

und im Übrigen der natürlichen Sukzession zu überlassen. Vorhandene standortgerechte Laubbäume 

und Laubsträucher sowie neu anzupflanzende Laubbäume sind fachgerecht zu pflegen und als geschlos-

sener Gehölzstreifen zu entwickeln; Neophyten und aufkommende standortfremde Gehölze sind regel-

mäßig zu entfernen.  
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9.5 Anpflanzung und Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzun-

gen 

Der Bebauungsplan beinhaltet Festsetzungen zur Anpflanzung und zur Erhaltung von Bäumen, Sträu-

chern und sonstigen Bepflanzungen und bestimmt, dass je Baumsymbol in der Planzeichnung mindes-

tens ein großkroniger standortgerechter Laubbaum der Arten Winterlinde (Tilia cordata), Ulme (Ulmus 

spec.), Feldahorn (Acer campestre) oder Hainbuche (Carpinus betulus) mit einem Mindest-Stammumfang 

von 16-18 cm zu pflanzen ist. Die Bäume sind fachgerecht zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Von den 

Standorten der in der Planzeichnung festgesetzten zu pflanzenden Bäume kann bis zu 10 m abgewichen 

werden; die Anzahl der Bäume ist dabei einzuhalten. Je Baumsymbol mit der Bezeichnung „S“ in der 

Planzeichnung ist zudem mindestens eine Stieleiche (Quercus robur) mit einem Mindest-Stammumfang 

von 16-18 cm zu pflanzen. Die Bäume sind fachgerecht zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Von den 

Standorten der in der Planzeichnung festgesetzten zu pflanzenden Bäume kann bis zu 10 m abgewichen 

werden; die Anzahl der Bäume ist dabei einzuhalten. Zudem wird darauf hingewiesen, dass im Falle ent-

sprechender Verschiebungen der Pflanzstandorte zu gewährleisten ist, dass auf der westlichen Gewäs-

serseite weiterhin ein geschlossener Gehölzsaum als Sichtschutz erreicht werden kann. Schließich wird 

festgesetzt, dass zum Erhalt festgesetzte Laubbäume fachgerecht zu pflegen und bei Ausfällen zu erset-

zen sind; bei Baumaßnahmen sind sie gegen Beschädigungen zu schützen. Mit den grünordnerischen 

Festsetzungen wird die Entwurfsplanung zur geplanten Gewässerverlegung und naturnahen Gestaltung 

des künftigen Gewässerverlaufs aufgegriffen und auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung baupla-

nungsrechtlich gesichert. 

 

 

10 Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften 

Auf der Grundlage der Ermächtigung des § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 91 Abs. 1 und 3 HBO sind bauord-

nungsrechtliche Gestaltungsvorschriften in den Bebauungsplan Nr. G 70 „Eisteiche“ – 2. Änderung auf-

genommen worden. Gegenstand ist die Gestaltung von Werbeanlagen. 

Mit der Zulässigkeit gewerblicher Nutzungen geht regelmäßig die Option auf Selbstdarstellung einher. 

Werbeanlagen können sich als häufigem Wandel unterliegende Elemente der Stadtmöblierung und 

Stadtgestalt auf das Straßen-, das Orts- und das Landschaftsbild allerdings auch negativ auswirken. Die 

Lage des Plangebietes im Stadteingangsbereich unmittelbar an vielbefahrenen örtlichen und überörtli-

chen Verkehrswegen begründet die Notwendigkeit, in Anlehnung an die Werbeanlagensatzung der Stadt 

Gießen vom 30.08.2001 bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften zur Zulässigkeit von Werbeanla-

gen in den Bebauungsplan aufzunehmen. Mit den Festsetzungen kann im Bereich des Plangebietes den 

Anforderungen von gewerblichen Nutzungen Rechnung getragen werden. Die Festsetzungen zielen auf 

die Steuerung der Zulässigkeit sowie auf die Gestaltung neuer bzw. zusätzlicher Werbeanlagen, während 

vorhandene genehmigte Werbeanlagen als solche grundsätzlich bestandsgeschützt sind. 

Im Einzelnen wird festgesetzt, dass Werbeanlagen nur innerhalb der festgesetzten überbaubaren Grund-

stücksflächen zulässig sind. Werbeanlagen mit grellem, wechselndem oder bewegtem Licht sowie Pro-

jektionen und akustische Werbeanlagen sind ebenso unzulässig, wie Werbeanlagen auf Dachflächen. 

Werbeanlagen an Gebäuden sind nur innerhalb der Flächen der Gebäudefassaden bis zu 1,0 m unter-

halb der Traufkante bzw. Attika zulässig. Zudem ist im Gewerbe- und Industriegebiet je Grundstück und 

je 2.000 m² Grundstücksfläche eine Werbefahne zulässig. Insgesamt sind jedoch höchstens fünf Werbe-

fahnen je Grundstück zulässig. Schließlich wird festgesetzt, dass Werbepylone unzulässig sind. 
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11 Hinweise, Kennzeichnungen und nachrichtliche Übernahmen 

Denkmalschutz 

Wer Bodendenkmäler (Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfärbungen, Scherben, Steingeräte, Skelettres-

te usw.) entdeckt oder findet, hat dies gemäß § 21 Abs. 1 HDSchG unverzüglich dem Landesamt für 

Denkmalpflege Hessen (hessenArchäologie) oder der Unteren Denkmalschutzbehörde anzuzeigen. Der 

Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige im unveränderten Zustand 

zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung des Fundes zu schützen (§ 21 Abs. 3 

HDSchG). 

 

Kampfmittelbelastung 

Das Plangebiet befindet sich in einem ehemaligen Bombenabwurfgebiet. Vom Vorhandensein von 

Kampfmitteln auf solchen Flächen muss grundsätzlich ausgegangen werden. In den Bereichen, in denen 

durch Nachkriegsbebauungen bereits bodeneingreifende Baumaßnahmen bis zu einer Tiefe von mindes-

tens 5 m durchgeführt wurden, sind keine Kampfmittelräummaßnahmen notwendig. Bei allen anderen 

Flächen, auf denen bodeneingreifende Maßnahmen stattfinden, ist eine systematische Überprüfung 

(Sondieren auf Kampfmittel) vor Beginn von Abbrucharbeiten, Bauarbeiten und Baugrunduntersuchungen 

auf den Grundstücksflächen bis in einer Tiefe von 5 m (ab GOK II. WK) erforderlich. Hierbei soll grund-

sätzlich eine EDV-gestützte Datenaufnahme erfolgen. Sofern die Fläche z.B. wegen Auffüllungen, Ver-

siegelungen oder sonstigen magnetischen Anomalien nicht sondierfähig sein sollte, sind aus Sicherheits-

gründen weitere Kampfmittelräummaßnahmen vor bodeneingreifenden Bauarbeiten erforderlich. Es ist 

dann notwendig, einen eventuell vorgesehenen Baugrubenverbau (Spundwand, Berliner Verbau usw.) 

durch Sondierungsbohrungen in der Verbauachse abzusichern. Sofern eine sondierfähige Messeebene 

vorliegt, sollen die Erdaushubarbeiten mit einer Flächensondierung begleitet werden. 

 

Altlasten und Bodenschutz 

Bei den gekennzeichneten Flächen handelt es sich um Altstandorte, da auf ihnen mit umweltgefährden-

den Stoffen umgegangen wurde. Da somit der Verdacht schädlicher Bodenveränderungen besteht, han-

delt es sich um altlastverdächtige Flächen i.S.d. § 2 Abs. 6 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG). Im 

Vorfeld konkreter Baumaßnahmen sind die entsprechenden Flächen daher durch einen fachlich qualifi-

zierten Gutachter mittels einer Einzelfallrecherche im Hinblick auf mögliche Verdachtsflächen, auf denen 

mit umweltgefährdenden Stoffen umgegangen wurde, zu bewerten und es ist eine Gefährdungsabschät-

zung vornehmen zu lassen. 

Im Baugenehmigungsverfahren sowie bei baugenehmigungsfreien Bauvorhaben auf den gekennzeichne-

ten Flächen ist das Amt für Umwelt und Natur der Stadt Gießen und das Regierungspräsidium Gießen, 

Dezernat 41.4, zu beteiligen bzw. rechtzeitig in die Planung einzubinden (§§ 4, 7 und 9 BBodSchG, Bau-

vorlagenerlass vom 02.08.2012). Im Rahmen von Abbruch- und Bauvorhaben im Plangebiet ist das 

Merkblatt der Regierungspräsidien Darmstadt, Gießen und Kassel, Abteilungen Umwelt, zur „Entsorgung 

von Bauabfällen“ (Baumerkblatt) in der jeweils neuesten Fassung zu beachten. 

Aus Sicht des vorsorgenden Bodenschutzes sind im Rahmen der Bauausführung und von Bodeneingrif-

fen entsprechende Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen zu berücksichtigen. Demnach ist von 

stark belasteten oder befahrenen Bereichen zuvor der Oberboden abzutragen und es sind Bodenverdich-

tungen zu vermeiden. Bei verdichtungsempfindlichen Böden (Feuchte) und Böden mit einem hohen 

Funktionserfüllungsgrad ist die Belastung des Bodens, z.B. durch den Einsatz von Baggermatten, breiten 

Rädern oder Kettenlaufwerken sowie durch die Berücksichtigung der Witterung beim Befahren von Bö-

den, so gering wie möglich zu halten.  
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Auf eine ausreichend dimensionierte Baustelleneinrichtung und entsprechende Lagerflächen, nach Mög-

lichkeit im Bereich bereits verdichteter bzw. versiegelter Böden, ist zu achten. Wo dies logistisch möglich 

ist, sind Flächen, z.B. durch Absperrung mit Bauzäunen oder die Einrichtung fester Baustraßen und La-

gerflächen, vom Baustellenverkehr auszunehmen. Ein Fremdzufluss von Niederschlagswasser, z.B. von 

umliegenden Wegen, ist zu vermeiden und während der Bauphase gegebenenfalls um das unbegrünte 

Grundstück herumzuleiten. Oberboden ist sachgerecht zwischenzulagern und wiedereinzubauen. Lager-

flächen vor Ort sind aussagekräftig zu kennzeichnen; die Höhe der Bodenmieten darf 2 m bzw. 4 m (bei 

Ober- bzw. Unterboden) nicht übersteigen. Die Bodenmieten dürfen nicht befahren werden und sind bei 

mehrmonatiger Standzeit zu profilieren, gezielt zu begrünen und regelmäßig zu kontrollieren.  

Mit Bodenaushub ist sachgerecht umzugehen und eine Wiederverwertung am Eingriffsort vorzunehmen. 

Dabei sind Ober- und Unterboden separat auszubauen, zu lagern und in der ursprünglichen Reihenfolge 

wieder einzubauen. 

 

Entwässerung und Verwertung von Niederschlagswasser 

Nach § 3 Abs. 5 der städtischen Abwassersatzung ist das von Dachflächen mit einer Größe von mehr als 

20 m2 abfließende Niederschlagswasser in Regenwassernutzungsanlagen zu sammeln, die nach dem 

Ertrag und dem Bedarf zu bemessen sind. Davon ausgenommen ist das auf Dachflächen von zum Zeit-

punkt des Inkrafttretens dieser Satzung bestehenden Gebäuden abfließende Niederschlagswasser, so-

lange deren Entwässerung nicht wesentlich geändert wird. Ausnahmen können zugelassen werden, 

wenn der Einbau einer Regenwassernutzungsanlage zu einer offenbar nicht beabsichtigten Härte führen 

würde und die Ausnahme mit öffentlichen Belangen vereinbar ist. Eine unbeabsichtigte Härte liegt auch 

dann vor, wenn die mit dem Einbau der Regenwassernutzungsanlage bezweckte Entlastung der Abwas-

seranlagen, Vermeidung von Überschwemmungsgefahren und Schonung des Wasserhaushaltes nach-

weislich auf andere Weise entsprochen wird. 

Zur Entlastung der Abwasseranlagen, Vermeidung von Überschwemmungsgefahren und zur Schonung 

des Wasserhaushaltes ist Niederschlagswasser zu verwerten und darüber hinaus in geeigneten Fällen zu 

versickern. Eine grundstücksbezogene Versickerung ist aufgrund der Untergrundbeschaffenheit im Be-

reich des Plangebietes jedoch nicht möglich.  

Drainagen sind gemäß der städtischen Abwassersatzung nicht zulässig. Die Untergeschosse sind daher 

wasserdicht (z.B. Betonbauweise als „weiße“ Wanne) zu errichten. 

 

Entwässerungsanlagen 

Bei der Herstellung der Einrichtungen zur Niederschlagsentwässerung sind die allgemein anerkannten 

Regeln der Technik, insbesondere das Arbeitsblatt DWA-A 138 'Planung, Bau und Betrieb von Anlagen 

zur Versickerung von Niederschlagswasser', April 2005, der Deutschen Vereinigung für Wasserwirtschaft, 

Abwasser und Abfall e.V. (DWA), die DIN 1986 'Entwässerungsanlagen für Gebäude und Grundstücke' 

und DIN 1989 'Regenwassernutzung', die Euronormen EN 12056 und EN 752 sowie die Abwassersat-

zung der Stadt Gießen zu beachten.  

 

Hinweise zum Baumschutz 

Der vorhandene und der neu geplante Baumbestand ist gemäß der „Zusätzlichen Technischen Vertrags-

bedingungen und Richtlinien für Baumpflege“ (ZTV-Baumpflege) der Forschungsgesellschaft Land-

schaftsentwicklung Landschaftsbau e.V. (FLL) in ihrer jeweils gültigen Fassung fachgerecht zu pflegen, 

zu entwickeln und bei Ausfällen zu ersetzen.  
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Bei Baumaßnahmen sind sie gegen Beschädigungen gemäß der DIN 18920 „Schutz von Bäumen, Pflan-

zenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ und der „Richtlinien für die Anlage von Stra-

ßen/Landschaftspflege Teil 4 – Schutz von Bäumen, Vegetationsbeständen und Tieren bei Baumaßnah-

men“ (RAS-LP 4) der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen e.V. (FGSV) zu schützen. 

Die DIN 18920, die ZTV-Baumpflege und die RAS-LP 4 können im Amt für Umwelt und Natur der Stadt 

Gießen eingesehen werden. 

 

Leitungen und Baumstandorte 

Hinsichtlich der Baumpflanzungen ist das „Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und 

Entsorgungsanlagen“ der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV 939, Ausgabe 

1989) zu beachten. 

 

Artenschutzrechtliche Vorgaben und Hinweise 

Auf die einschlägigen Vorschriften des besonderen Artenschutzes des § 44 Bundesnaturschutzgesetz 

(BNatSchG) wird hingewiesen. Zur Vermeidung der Zerstörung oder Beschädigung von Fortpflanzungs- 

und Ruhestätten besonders und streng geschützter Arten (§ 7 Abs. 2 Nr. 13 und 14 BNatSchG) sind ins-

besondere, 

a) Baumaßnahmen, die zu einer Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten geschützter Vogelar-

ten führen können, außerhalb der Brutzeit durchzuführen, 

b) Bestandsgebäude vor Durchführung von Bau- oder Änderungsmaßnahmen daraufhin zu kontrollie-

ren, ob geschützte Tierarten anwesend sind, 

c) Gehölzrückschnitte und -rodungen außerhalb der Brut- und Setzzeit, in der Zeit von 01.10. bis 29.02., 

durchzuführen, 

d) Baumhöhlen und Gebäude außerhalb der Brut- und Setzzeit, in der Zeit vom 01.10. bis 29.02., vor 

Beginn von Rodungs- oder Bauarbeiten auf überwinternde Arten zu überprüfen. 

Sofern Rodungen oder der Abriss von Gebäuden im o.g. Zeitraum notwendig werden, sind die betroffe-

nen Bereiche zeitnah vor Beginn der Maßnahme durch einen Fachgutachter auf aktuelle Brutvorkommen 

zu kontrollieren. Werden Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG berührt, ist eine Ausnahme nach § 45 

Abs. 7 BNatSchG bzw. Befreiung nach § 67 BNatSchG bei der Unteren Naturschutzbehörde zu beantra-

gen. 

Als Ersatz für die wegfallende Ruhe- und Fortpflanzungsstätte des Grünspechts sind mindestens sechs 

allgemein für Spechte geeignete Nistkästen vorzugsweise in einem bestehenden Streuobstbestand oder 

Laub- und Mischwald anzubringen und regelmäßig zu pflegen. Zur permanenten Sicherung der Lebens-

raumbedingungen sind die Nisthilfen vorlaufend, d.h. vor Beginn der Brutsaison anzubringen. 

Bei Bauarbeiten im Zeitraum vom 01.03. bis 30.09. sind betroffene Bereiche zeitnah vor Beginn der Maß-

nahme durch einen Fachgutachter auf aktuelle Brutvorkommen des Haussperlings zu kontrollieren und 

es ist eine ökologische Baubegleitung durchzuführen. Wegfallende Ruhe- und Fortpflanzungsstätten des 

Haussperlings sind durch das Anbringen von mindestens sechs geeigneten Nistmöglichkeiten in oder an 

der Fassade von Gebäuden auszugleichen. Die Nistmöglichkeiten sind regelmäßig zu pflegen. Jede wei-

tere wegfallende Ruhe- und Fortpflanzungsstätte ist im Verhältnis 1:3 auszugleichen. Die genaue Anzahl 

ist im Zuge der ökologischen Baubegleitung festzustellen und mit der Unteren Naturschutzbehörde abzu-

stimmen. 
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Gebäude und Gebäudeteile, die abgebrochen werden sollen, sind bei Abbrucharbeiten im Zeitraum vom 

01.03. bis 31.10. unmittelbar vor Durchführung der Abbrucharbeiten durch einen Fachgutachter auf Quar-

tiere von Fledermäusen zu untersuchen. Bei Besatz sind in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbe-

hörde Maßnahmen zu ergreifen, um ein Eintreten von artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen aus-

zuschließen. 

Rodungen von Spalten- und Höhlenbäumen sind außerhalb der Wochenstubenzeiten (01.05. bis 31.07.) 

durchzuführen. Günstige Zeitpunkte sind Februar bis März bzw. September bis November. Baumfällun-

gen sind durch eine qualifizierte Person zu begleiten. Hierbei festgestellte Quartiere i.S.d. § 44 Abs. 3 

BNatSchG sind so lange zu erhalten, bis von der Unteren Naturschutzbehörde anderweitigen Maßnah-

men zugestimmt wurde. Wegfallende Ruhe- und Fortpflanzungsstätten sind durch das Anbringen von 

mindestens drei geeigneten Nistkästen auszugleichen. Jede weitere wegfallende Ruhe- und Fortpflan-

zungsstätte, die im Zuge der ökologischen Baubegleitung festgestellt wird, ist im Verhältnis 1:3 auszu-

gleichen. Die Bauweise der Nistkästen ist mit Unteren Naturschutzbehörde abzustimmen. 

Begrünungen und Anpflanzungen auf der Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-

wicklung von Boden, Natur und Landschaft sind mit gebietsheimischem Saatgut und autochthonem 

Pflanzenmaterial durchzuführen. 

 

Zulässigkeit von baulichen Anlagen an Bundesfernstraßen 

Gemäß § 9 Abs. 1 FStrG dürfen längs der Bundesfernstraßen nicht errichtet werden 

1. Hochbauten jeder Art in einer Entfernung bis zu 40 m bei Bundesautobahnen, jeweils gemessen vom 

äußeren Rand der befestigten Fahrbahn, 

2. bauliche Anlagen, die außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten 

Teile der Ortsdurchfahrten über Zufahrten oder Zugänge an Bundesstraßen unmittelbar oder mittel-

bar angeschlossen werden sollen. 

Satz 1 Nr. 1 gilt entsprechend für Aufschüttungen oder Abgrabungen größeren Umfangs. Satz 1 Nr. 1 gilt 

nicht für technische Einrichtungen, die für das Erbringen von öffentlich zugänglichen Telekommunikati-

onsdiensten erforderlich sind. Weitergehende bundes- oder landesrechtliche Vorschriften bleiben unbe-

rührt. 

Im Übrigen bedürfen gemäß § 9 Abs. 2 FStrG Baugenehmigungen oder nach anderen Vorschriften not-

wendige Genehmigungen der Zustimmung der obersten Landesstraßenbaubehörde, an Bundesfernstra-

ßen, soweit dem Bund die Verwaltung einer Bundesfernstraße zusteht, der Zustimmung des Fernstra-

ßen-Bundesamtes, wenn 

1. bauliche Anlagen längs der Bundesautobahnen in einer Entfernung bis zu 100 m, gemessen vom 

äußeren Rand der befestigten Fahrbahn, errichtet, erheblich geändert oder anders genutzt werden 

sollen, 

2. bauliche Anlagen auf Grundstücken, die außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstü-

cke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten über Zufahrten oder Zugänge an Bundesstraßen unmit-

telbar oder mittelbar angeschlossen sind, erheblich geändert oder anders genutzt werden sollen. 

Die Zustimmungsbedürftigkeit nach Satz 1 gilt entsprechend für bauliche Anlagen, die nach Landesrecht 

anzeigepflichtig sind. Weitergehende bundes- oder landesrechtliche Vorschriften bleiben unberührt. 
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Seitens der Autobahn GmbH des Bundes wird darauf hingewiesen, dass bei der Errichtung von baulichen 

Anlagen innerhalb der nicht überbaubaren Grundstücksflächen gemäß § 9 Abs. 2 FStrG i.V.m. § 9 Abs. 5 

FStrG die Zustimmung des Fernstraßen-Bundesamtes erforderlich ist, sofern sich die Flächen mit der 

100-m-Baubeschränkungszone überschneiden. Für die nach Ziffer A 3 innerhalb der nicht überbaubaren 

Grundstücksflächen grundsätzlich zulässigen baulichen Anlagen ist innerhalb der 40-m-

Anbauverbotszone eine Ausnahmegenehmigung nach § 9 Abs. 8 FStrG erforderlich. Sofern Werbeanla-

gen außerhalb der Anbaubeschränkungszone von der Autobahn eingesehen werden können, ist das 

Fernstraßen-Bundesamt ebenfalls zu beteiligen, um die Anlagen hinsichtlich der Verkehrssicherheitsbe-

lange bewerten zu können (§ 33 StVO). Die Verbots- und Genehmigungspflicht betrifft auch alle temporä-

ren Anlagen und Schilder. Ferner wird darauf hingewiesen, dass Staubentwicklung während der Bautä-

tigkeit und im Regelbetrieb durch geeignete Maßnahmen zu unterbinden ist. Vom Straßengrundstück 

ausgehend dürfen keine Baumaßnahmen durchgeführt werden.  

Beleuchtungs- und Werbeanlagen sowie Fassaden sind so zu gestalten, dass die Sicherheit und Leich-

tigkeit des Verkehrs nicht durch Blendung oder Ablenkung der Verkehrsteilnehmer beeinträchtigt werden. 

Auf eine hinreichende Abschirmung der Freiraum- und Außenbeleuchtung zur Autobahn ist zu achten. 

Die Leuchtpunkthöhen der einzelnen Lichtquellen sind möglichst niedrig zu wählen, um eine Beeinträch-

tigung der Verkehrsteilnehmer ausschließen zu können. Mobile Anlagen und Fahrzeugbeleuchtungen 

sind durch wirksame bauliche Maßnahmen zur Autobahn abzuschirmen. Schließlich darf den Grundstü-

cken der Bundesautobahn kein Niederschlagswasser aus dem Plangebiet zugeführt werden. 

 

Zulässigkeit von baulichen Anlagen an Landesstraßen 

Außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrt dür-

fen längs der Landesstraßen gemäß § 23 Abs. 1 HStrG 

1. Hochbauten jeder Art in einer Entfernung bis zu 20 m, gemessen vom äußeren Rand der befestigten 

Fahrbahn, 

2. bauliche Anlagen jeglicher Art, die über Zufahrten an Landesstraßen unmittelbar oder mittelbar ange-

schlossen werden sollen, 

nicht errichtet werden. Dies gilt für Aufschüttungen und Abgrabungen größeren Umfangs entsprechend. 

Weitergehende bundes- oder landesrechtliche Vorschriften bleiben unberührt. 

Im Übrigen bedürfen gemäß § 23 Abs. 2 HStrG Baugenehmigungen oder nach anderen Vorschriften 

notwendige Genehmigungen der Zustimmung der Straßenbaubehörde, wenn 

1. bauliche Anlagen längs der Landesstraße außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grund-

stücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten in einer Entfernung bis zu 40 m, gemessen vom äuße-

ren Rand der befestigten Fahrbahn, errichtet, erheblich geändert oder anders genutzt werden sollen, 

2. bauliche Anlagen auf Grundstücken, die außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstü-

cke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten über Zufahrten an Landesstraßen unmittelbar oder mittel-

bar angeschlossen sind, erheblich geändert oder anders genutzt werden sollen. 

Die Zustimmungsbedürftigkeit nach Satz 1 gilt entsprechend für bauliche Anlagen, die anzeigebedürftig 

sind. Weitergehende bundes- oder landesrechtliche Vorschriften bleiben unberührt. 

In Einzelfällen kann die Straßenbaubehörde (Hessen Mobil, Straßen- und Verkehrsmanagement Dillen-

burg) eine Ausnahme von den straßenrechtlichen Bauverboten zulassen. Die Straßenbaubehörde ist bei 

allen Bauvorhaben innerhalb der Bauverbotszone und der sich daran anschließenden Baubeschrän-

kungszone zu beteiligen. 
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Gewässerrandstreifen 

Entlang der Wasserflächen des geplanten Gewässerverlaufs erstreckt sich der gesetzliche Gewässer-

randstreifen mit einer Breite von 5 m. Der Gewässerrandstreifen umfasst das Ufer und den Bereich, der 

an das Gewässer landseits der Linie des Mittelwasserstandes angrenzt. Der Gewässerrandstreifen be-

misst sich ab der Linie des Mittelwasserstandes, bei Gewässern mit ausgeprägter Böschungsoberkante 

ab der Böschungsoberkante. Auf die Regelungen des § 38 WHG und § 23 HWG wird hingewiesen. Dem-

nach gilt unter anderem, dass im Gewässerrandstreifen das Entfernen von standortgerechten Bäumen 

und Sträuchern sowie das Neuanpflanzen von nicht standortgerechten Bäumen und Sträuchern, der Um-

gang mit wassergefährdenden Stoffen und die nicht nur zeitweise Ablagerung von Gegenständen, die 

den Wasserabfluss behindern können oder die fortgeschwemmt werden können, verboten ist. 

 

Eingriffs- und Ausgleichsplanung 

Als Ausgleich für die durch den Bebauungsplan vorbereiteten und nicht vermeidbaren Eingriffe in Boden, 

Natur und Landschaft werden Ökopunkte aus der bereits hergestellten und im Ökokonto von Hessen-

Forst eingebuchten vorlaufenden Ersatzmaßnahme „Nutzungseinstellung zur Förderung von Waldle-

bensgemeinschaften gemäß Punkt 2.3.1 nach den Hinweisen für naturschutzrechtliche Kompensations-

maßnahmen im Wald“ in der Gemarkung Treis a. d. Lumda, Flur 11, Flurstück 1/1 teilweise, zugeordnet. 

Die Einzelheiten der Zuordnung und Abbuchung der Ökopunkte sowie auch des erforderlichen forstrecht-

lichen Ausgleichs und der vorzusehenden artenschutzrechtlichen Maßnahmen werden vertraglich gere-

gelt. 

 

Artenempfehlungen für Neu- oder Ersatzanpflanzungen 

Heimische großkronige Bäume 

Acer platanoides    Spitzahorn 

Acer pseudoplatanus   Bergahorn 

Corylus colurna    Baumhasel 

Fraxinus excelsior    Gewöhnliche Esche 

Quercus petraea    Traubeneiche 

Quercus robur    Stieleiche 

 

Mittelgroße Bäume und Kleinbäume 

Acer campestre    Feldahorn 

Carpinus betulus    Hainbuche 

Crataegus monogyna   Weißdorn 

Malus sylvestris    Holzapfel 

Populus tremula    Zitterpappel 

Prunus avium    Vogelkirsche 

Prunus padus    Traubenkirsche 

Pyrus communis    Birne 

Salix caprea    Salweide 

Sorbus aucuparia    Eberesche 

Sorbus domestica   Speierling 

Sorbus intermedia   Schwedische Mehlbeere 

Sorbus torminalis    Elsbeere 

Obstbäume in Sorten 
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Sträucher 

Acer campestre    Feldahorn 

Carpinus betulus     Hainbuche 

Cornus mas    Kornelkirsche 

Cornus sanguinea    Roter Hartriegel 

Corylus avellana    Haselnuss 

Crataegus monogyna   Eingriffliger Weißdorn 

Ligustrum vulgare   Liguster 

Lonicera xylosteum   Heckenkirsche 

Rosa spec.    Rose 

Salix spec.    Weiden 

Sambucus nigra     Schwarzer Holunder 

Viburnum lantana    Wolliger Schneeball 

 

 

12 Rechtsgrundlagen 

Baugesetzbuch (BauGB) i.d.F. der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geän-

dert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20.12.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394) 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), 

zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) 

Planzeichenverordnung (PlanzV 90) i.d.F. der Bekanntmachung vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58), 

zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBl. I S. 1802) 

Hessische Bauordnung (HBO) vom 28.05.2018 (GVBl. S. 198), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 

Gesetzes vom 11.07.2024 (GVBl. 2024 Nr. 32) 

Hessisches Wassergesetz (HWG) vom 14.12.2010 (GVBI. I S. 548), zuletzt geändert durch Artikel 3 

des Gesetzes vom 28.06.2023 (GVBl. S. 473, 475) 

Hessische Gemeindeordnung (HGO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 07.03.2005 (GVBl. I S. 142), 

zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16.02.2023 (GVBl. S. 90, 93) 
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13 Verfahrensstand und Konfliktbewältigung 

Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB: 15.02.2018, Bekanntmachung: 02.03.2019 

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB: 05.03.2019 – 05.04.2019, Bekannt-

machung: 02.03.2019 

Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 

BauGB: 05.03.2019 – 05.04.2019 

Entwurfsbeschluss: 18.11.2021 

Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB: 07.12.2021 – 18.01.2022, Bekanntmachung: 

25.11.2021 

Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB: Frist: 

18.01.2022 

2. Entwurfsbeschluss: 21.12.2023 

Erneute Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 4a Abs. 3 Satz 1 BauGB: 

27.12.2023 – 31.01.2024, Bekanntmachung: 22.12.2023 

Erneute Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 

i.V.m. § 4a Abs. 3 Satz 1 BauGB: Frist: 31.01.2024 

Satzungsbeschluss gemäß § 10 Abs. 1 BauGB: __.__.____ 

 

Ein wichtiger Grund i.S.d. § 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB, den Entwurf des Bauleitplans für die Dauer einer 

angemessenen längeren Frist öffentlich auszulegen, lag nicht vor. Angesichts des Planziels sowie des 

Umfangs an zugehörigen Fachgutachten war demnach nicht von einer erhöhten planerischen Komplexi-

tät auszugehen. Jedoch wurde der Zeitraum der Offenlegung des Bebauungsplan-Entwurfs aufgrund der 

Dauer der hessischen Weihnachtsferien und der damit einhergehenden Urlaubszeit entsprechend ver-

längert. Die Verlängerung der Auslegungsfrist sowie die verpflichtende Einstellung des Inhaltes der orts-

üblichen Bekanntmachung und der ausgelegten Planunterlagen zum Entwurf des Bebauungsplanes er-

gänzend auch in das Internet, werden in entsprechenden Formblättern dokumentiert. 

 

Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung zum Vorentwurf des Bebauungsplanes ist seitens der Öffentlich-

keit eine Stellungnahme eingegangen, im Zuge derer insbesondere die künftige Anbindung und gesicher-

te Erschließung für den Rad- und Fußverkehr thematisiert wird. Im Ergebnis sind die eigentumsrechtli-

chen Grenzen der Grundstücke im Plangebiet jedoch vorgegeben und die Grundstücke werden auch 

überwiegend bereits bis zur jeweiligen Grundstücksgrenze entsprechend baulich genutzt, sodass im Zu-

ge des Bauleitplanverfahrens grundsätzlich keine Möglichkeiten bestehen, durch den Einbezug privater 

Grundstücksflächen, die angrenzenden Verkehrsflächen neu zu ordnen. Hingegen ist städtischerseits 

eine Überplanung des Straßenabschnitts von der Einmündung Pistorstraße bis zum Knotenpunkt Schif-

fenberger Weg in Bezug auf die Verbesserung der Radverkehrsführung vorgesehen.  

Um den außerorts linksseitig geführten Radverkehr sicher auf die Fahrbahn überzuleiten und die unfall-

trächtige Einmündung Pistorstraße zu entschärfen, ist beabsichtigt, auch diesen Knotenpunkt zu signali-

sieren. Mindestens stadteinwärts soll eine Radverkehrsanlage markiert werden. Auch sind Maßnahmen 

zur Umgestaltung des lichtsignalgeregelten Knotenpunktes Schiffenberger Weg / Steinberger Weg und 

hierbei insbesondere auch eine Verbesserung der verkehrlichen Situation für Fußgänger- und Radfahrer 

vorgesehen. Darüber hinaus wird auch mit der Änderung des Bebauungsplanes „Karl-Glöckner-Straße“ 

und der Umplanung des Knotenpunktes Schiffenberger Weg / Steinberger Weg / Karl-Glöckner-Straße 

eine Verbesserung der bestehenden Fuß- und Radwegesituation berücksichtigt.  
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Seitens der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind im Rahmen der frühzeitigen Beteili-

gung zum Vorentwurf des Bebauungsplanes verschiedene Stellungnahmen mit Hinweisen und Anregun-

gen eingegangen, die überwiegend im Bebauungsplan berücksichtigt wurden oder nicht die Ebene der 

verbindlichen Bauleitplanung betreffen. 

Vom Forstamt Wettenberg sowie der Oberen Forstbehörde wurden verschiedene Hinweise zu den be-

stehenden Waldflächen im Bereich der geplanten Erweiterungsfläche sowie südlich an das Plangebiet 

angrenzend vorgebracht. Darüber hinaus wurden Hinweise zur Berücksichtigung der Belange des Fors-

tes sowie der forstrechtlichen Vorgaben und verfahrensrechtlichen Anforderungen im Hinblick auf die 

erforderlichen Waldrodungsgenehmigung und die flächengleiche Ersatzaufforstung vorgebracht. Für die 

entfallenden Gehölzbestände, die forstrechtlich als Wald zu bewerten sind, wurden daher zum Entwurf 

des Bebauungsplanes entsprechende Ersatzaufforstungsflächen in der Gemarkung Lützellinden zuge-

ordnet. Zum Entwurf des Bebauungsplanes zudem der Abstand der durch Baugrenzen festgesetzten 

überbaubaren Grundstücksflächen nach Süden hin von 10 m auf ein Maß von 20 m vergrößert, sodass 

mögliche Gefahren von den angrenzenden Waldbeständen für Gebäude und Anlagen im Planbereich 

nicht zu erwarten sind. Hingegen wurde von einer weiteren Vergrößerung des Abstandes abgesehen, 

sodass weiterhin die in diesem Bereich bestehenden baulichen Anlagen bauplanungsrechtlich gesichert 

werden können. Jedoch werden im Rahmen eines städtebaulichen Vertrages Einschränkungen der Nut-

zung in dem hieran anschließenden 15-m-Streifen im südlichen Teil des Plangebietes geregelt, sodass 

hier künftig in einem Abstand von 35 m nur Ablagerungen und Anlagen auf eigene Haftung hin erfolgen 

bzw. eingerichtet und betrieben werden, die zu keinen Konflikten mit eventuell auf das Baugrundstück 

wirkenden Waldgefahren (Baumwurf, Brand u.a.) führen. 

Von Hessen Mobil, Straßen- und Verkehrsmanagement Dillenburg, wurde in der Stellungnahme darauf 

hingewiesen, dass die zum Vorentwurf des Bebauungsplanes vorgesehene zusätzliche Zufahrt im Süden 

des Plangebietes entlang der freien Strecke außerhalb der Ortsdurchfahrt zurückzunehmen ist. Ferner 

wurden verschiedene Hinweise insbesondere zu den straßenrechtlichen Vorgaben und Anforderungen 

vorgebracht. Zum Entwurf des Bebauungsplanes wurde daher anstelle der zunächst vorgesehenen Zu-

fahrt durchgehend ein Bereich ohne Ein- und Ausfahrt festgesetzt, sodass die verkehrliche Erschließung 

hier nur mittelbar über das benachbarte Flurstück 11 erfolgen kann. Ein zukünftiger Anschluss des 

Grundstückes wird gesondert mit Hessen Mobil abgestimmt, wenn dieser notwendig wird. Die vorge-

brachten Hinweise wurden in die Begründung zum Bebauungsplan aufgenommen. Zudem wurde neben 

dem Verlauf der straßenrechtlichen Bauverbotszonen auch der daran anschließende Verlauf der Baube-

schränkungszonen nachrichtlich in die Planzeichnung zum Entwurf des Bebauungsplanes übernommen. 

Vom Kreisausschuss des Landkreises Gießen, Fachdienst Wasser- und Bodenschutz, wurde auf das 

Erfordernis einer weitergehenden wasserwirtschaftlichen und wasserrechtlichen Beurteilung mit der zu-

ständigen Wasserbehörde hingewiesen, sofern Änderungen an der Entwässerung vorgesehen sind, die 

zum Beispiel eine Einleitung von Niederschlagswasser in ein Fließgewässer vorsehen. Zudem wurden 

Hinweise zur Bewertung des bestehenden Gewässerverlaufs als Gewässer im wasserrechtlichen Sinne 

sowie zur Berücksichtigung des gesetzlichen Gewässerrandstreifens abgegeben. Zum Entwurf des Be-

bauungsplanes wurde eine erste Entwässerungskonzeption entwickelt, im Zuge derer die maßgeblichen 

Vorgaben und erschließungstechnischen Rahmenbedingungen berücksichtigt wurden. Im Rahmen einer 

Standortanalyse wurden mögliche Flächen für die Retention untersucht. Aufgrund verschiedener Rah-

menbedingungen, wie z.B. der Eigentumsverhältnisse, der naturschutzfachlichen Anforderungen, der 

Geographie, der Flächengröße, der bestehenden Ver- und Entsorgungsleitungen, der Wirtschaftlichkeit 

und der generellen Umsetzbarkeit, wurden im Kontext einer von der vorliegenden Planung unabhängigen 

städtischen Planung zur Renaturierung des in den Klingelbach mündenden Bruchgrabens zunächst Frei-

flächen östlich der Karl-Glöckner-Straße für die erforderliche Retention vorgesehen.  
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Zur vorgesehen Gewässerverlegung im Bereich der geplanten Erweiterungsflächen wurde zum Entwurf 

des Bebauungsplanes zunächst eine diesbezügliche und mit der Unteren Wasserbehörde vorabgestimm-

te Vorplanung als unverbindliche Darstellung nachrichtlich in die Planzeichnung aufgenommen, im Zuge 

derer auch der maßgebliche Gewässerrandstreifen berücksichtigt wurde. Die Vorplanung wurde zum 

Entwurf des Bebauungsplanes als Grundlage für die zeichnerischen und textlichen Festsetzungen des 

Bebauungsplanes herangezogen. Als Grundlage für den 2. Entwurf des Bebauungsplanes wurde die 

Planung hinsichtlich der konkreten Lage und Ausgestaltung des künftigen naturnahen Gewässerverlaufs, 

auch vor dem Hintergrund des angestrebten Erhalts insbesondere der bestehenden größeren Laubbäu-

me im Nordosten des Plangebietes, fortgeschrieben und angepasst. 

Vom Regierungspräsidium Gießen wurde darauf hingewiesen, dass der Bebauungsplan mit den ein-

schlägigen Zielen der Raumordnung in Einklang gebracht werden kann, wenn eine deutlichere Auseinan-

dersetzung mit den im Zusammenhang mit der raumordnerischen Festlegung von Teilbereichen des 

Plangebietes als Vorranggebiet für Forstwirtschaft und Vorranggebiet Regionaler Grünzug im Regional-

plan Mittelhessen 2010 stehenden Belange erfolgt. Hierzu erfolgten zum Entwurf des Bebauungsplanes 

ergänzende Ausführungen in der Begründung zum Bebauungsplan. Ferner wurden unter anderem Hin-

weise zum vorsorgenden und nachsorgenden Bodenschutz sowie zu früheren bergbaulichen Tätigkeiten 

vorgebracht, die in den Planunterlagen zum Entwurf des Bebauungsplanes berücksichtigt werden. Sei-

tens der Oberen Wasserbehörde wurde darauf hingewiesen, dass der Änderung des Bebauungsplanes 

nur zugestimmt wird, wenn mit der Erweiterung der Betriebs- und Lagerflächen eine hydraulisch und 

stoffliche Verbesserung der Regenwassereinleitung aus dem gesamten Betriebsgelände von Faber & 

Schnepp durchgeführt wird. Diese Vorgabe wird in der Entwässerungsplanung berücksichtigt.  

 

Der Entwurf des Bebauungsplanes wurde von der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Gießen am 

18.11.2021 beschlossen. Nach Bekanntmachung am 25.11.2021 wurde der Bebauungsplan-Entwurf mit 

Begründung und Umweltbericht sowie den vorliegenden wesentlichen umweltbezogenen Stellungnahmen 

und Fachgutachten in der Zeit vom 07.12.2021 bis einschließlich 18.01.2022 offengelegt. Parallel wurde 

die Beteiligung der betroffenen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange zum Bebauungs-

plan-Entwurf durchgeführt. 

Im Rahmen der Entwurfsoffenlegung ist von der Öffentlichkeit eine Stellungnahme eingegangen, die auf 

mögliche nachteilige Auswirkungen der zunächst vorgesehenen Entwässerungskonzeption auf die nörd-

lich des Plangebietes und der Straße Schiffenberger Weg gelegene Kleingartenanlage abstellt. Im Zuge 

der im Vergleich zu der vorangegangenen Konzeption maßgeblich veränderten Entwässerungsplanung 

sind im Zuge der weiteren Planung diesbezüglich keine Auswirkungen zu erwarten. 

Seitens der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind im Rahmen der Entwurfsoffenle-

gung verschiedene Stellungnahmen mit Hinweisen und Anregungen eingegangen, die inhaltlich zum Teil 

den Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung entsprechen und überwiegend im Bebauungsplan 

berücksichtigt wurden oder nicht die Ebene der verbindlichen Bauleitplanung betreffen. 

Vom Kreisausschuss des Landkreises Gießen, Fachdienst Wasser- und Bodenschutz, wurden Hinweise 

zur Bewertung des bestehenden Gewässerverlaufs als Gewässer im wasserrechtlichen Sinne sowie zur 

Berücksichtigung des gesetzlichen Gewässerrandstreifens abgegeben. Zum 2. Entwurf des Bebauungs-

planes wurde als Ergebnis verschiedener Abstimmungen und der Betrachtung möglicher Alternativen 

eine entsprechende Gesamtkonzeption zur Entwässerung des Bauhofes inklusive der Erweiterungsfläche 

entwickelt, die mit den zuständigen Wasserbehörden und den Mittelhessischen Wasserbetrieben (MWB) 

abgestimmt wurde.  
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Die geplanten Maßnahmen zur Ergänzung der bestehenden Niederschlagsentwässerung um eine quali-

tative und quantitative Regenwasserbehandlungsanlage trägt sowohl den diesbezüglichen Vorabstim-

mungen mit den zuständigen Behörden und sonstigen Stellen sowie auch dem Gewässerschutz hinrei-

chend Rechnung, zumal im Vergleich zum aktuellen Bestand eine deutliche Verbesserung der 

Regenwasserableitung erzielt wird. 

Als Grundlage für den 2. Entwurf des Bebauungsplanes wurde zudem die Planung hinsichtlich der kon-

kreten Lage und Ausgestaltung des künftigen naturnahen Gewässerverlaufs, auch vor dem Hintergrund 

des angestrebten Erhalts insbesondere der bestehenden größeren Laubbäume im Nordosten des Plan-

gebietes, fortgeschrieben und angepasst. Dementsprechend wurden auch die zeichnerischen und textli-

chen Festsetzungen zum 2. Entwurf des Bebauungsplanes angepasst und ergänzt. 

Vom Forstamt Wettenberg und der Oberen Forstbehörde wurden neben dem erneuten Hinweis auf die 

Einhaltung eines größeren Waldabstandes nach Süden hin insbesondere Hinweise zur fehlenden Eig-

nung der zunächst vorgesehenen Ersatzaufforstungsflächen in der Gemarkung Lützellinden vorgebracht. 

Daher wurde zum 2. Entwurf des Bebauungsplanes auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung von der 

Aufnahme einer Ersatzaufforstungsfläche in den räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes in 

Verbindung mit einer entsprechenden zeichnerischen Festsetzung als Wald gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 18b 

BauGB abgesehen. Als mögliche Ersatzaufforstungsflächen waren dann zunächst Flächen im Bereich 

der ehemaligen Stadtgärtnerei in der Gemarkung Schiffenberg sowie entsprechende Flächen in der Ge-

markung Wieseck vorgesehen. 

Von der Hessischen Gesellschaft für Ornithologie und Naturschutz e.V. wurden verschiedene Hinweise 

zu den Planunterlagen, zu den Datenerhebungen im Rahmen der erstellten naturschutzfachlichen und 

artenschutzrechtlichen Untersuchungen, zur Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung und zum forstrechtli-

chen Ausgleich sowie zur Berücksichtigung von Planungsalternativen abgegeben. Im Ergebnis wurden 

die bereits durchgeführten faunistischen Erhebungen durch weitere Erfassungen der entsprechenden 

Tiergruppen aktualisiert und ergänzt. Dabei wurden auch Amphibien und totholzbewohnende Käfer un-

tersucht. Die Ergebnisse wurden zum 2. Entwurf im Bebauungsplan insbesondere dahingehend berück-

sichtigt, dass die Planung zur Gewässerverlegung hinsichtlich der konkreten Lage und Ausgestaltung des 

künftigen naturnahen Gewässerverlaufs, auch vor dem Hintergrund des angestrebten Erhalts insbeson-

dere der bestehenden größeren Laubbäume im Nordosten des Plangebietes, fortgeschrieben und ange-

passt wurde, obschon im Plangebiet keine gesetzlich geschützten Käferarten erfasst wurden. 

Vom Regierungspräsidium Gießen wurde darauf hingewiesen, dass die Planung mit den Festlegungen 

des Regionalplanes Mittelhessen 2010 in Einklang gebracht werden kann. Seitens der Oberen Wasser-

behörde wurde auf das Erfordernis weiterer Abstimmungen hinsichtlich der geplanten Gewässerverle-

gung sowie auf die Berücksichtigung wasserwirtschaftlicher Belange hingewiesen. Zudem wurden Be-

denken zur zunächst vorgesehenen Entwässerungskonzeption vorgebracht.  

Zum 2. Entwurf des Bebauungsplanes wurde als Ergebnis verschiedener Abstimmungen und der Be-

trachtung möglicher Alternativen eine entsprechende Gesamtkonzeption zur Entwässerung des Bauhofes 

inklusive der Erweiterungsfläche entwickelt, die mit den zuständigen Wasserbehörden und den Mittelhes-

sischen Wasserbetrieben (MWB) abgestimmt wurde. Ferner wurden unter anderem Hinweise zum vor-

sorgenden und nachsorgenden Bodenschutz sowie zu früheren bergbaulichen Tätigkeiten vorgebracht, 

die in den Planunterlagen zum Bebauungsplan berücksichtigt werden. 
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Da der Entwurf des Bebauungsplanes nach der Entwurfsoffenlegung mit gleichzeitiger Beteiligung der 

Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB 

insbesondere im Hinblick auf die dem Bebauungsplan zugrundeliegende Planung zur Verlegung und 

naturnahen Gestaltung des Gewässers im Bereich der geplanten Erweiterungsfläche sowie der Entwäs-

serungsplanung und der Aufnahme und Zuordnung einer entsprechenden Ersatzaufforstungsfläche ge-

ändert wurde und zudem weitere faunistische Erfassungen und artenschutzrechtliche Bewertungen ent-

sprechender Tiergruppen vorgenommen wurden, erfolgte auf der Grundlage eines 2. Entwurfs des 

Bebauungsplanes eine erneute Beteiligung nach § 4a Abs. 3 Satz 1 BauGB. 

 

Der 2. Entwurf des Bebauungsplanes wurde von der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Gießen am 

21.12.2023 beschlossen. Nach Bekanntmachung am 22.12.2023 wurde der 2. Entwurf des Bebauungs-

planes mit Begründung und Umweltbericht sowie den vorliegenden wesentlichen umweltbezogenen Stel-

lungnahmen und Fachgutachten in der Zeit vom 27.12.2023 bis einschließlich 30.01.2024 erneut offenge-

legt. Parallel wurde die erneute Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange zum 

2. Entwurf des Bebauungsplanes durchgeführt. 

Im Rahmen der erneuten Entwurfsoffenlegung sind keine Stellungnahmen von der Öffentlichkeit einge-

gangen. Seitens der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind im Rahmen der erneuten 

Beteiligung verschiedene Stellungnahmen mit Hinweisen und Anregungen eingegangen, die inhaltlich 

zum Teil den Stellungnahmen aus den vorangegangenen Beteiligungsverfahren entsprechen und über-

wiegend im Bebauungsplan berücksichtigt wurden oder nicht die Ebene der verbindlichen Bauleitplanung 

betreffen. 

Vom Amt für Umwelt und Natur der Stadt Gießen wurden Hinweise und Anregungen zur Verwendung von 

gebietsheimischem Pflanzmaterial, zur artenschutzrechtlichen Berücksichtigung des Gartenrotschwan-

zes, zum Inhalt und zur Ausgestaltung des städtebaulichen Vertrages sowie zum Stadtklima und zur 

Lufthygiene vorgebracht. Den Anregungen wurde überwiegend entsprochen, jedoch wurde auf die Er-

gänzung der grünordnerischen Festsetzung zur Anpflanzung von Einzelbäumen im Bereich der geplanten 

Gewässerumverlegung um Vorgaben zur Gewährleistung eines geschlossenen Gehölzsaums zugunsten 

eines Hinweises in der Begründung zum Bebauungsplan verzichtet. Darüber hinaus wurde im Rahmen 

der Abwägung die dringend notwendige Erweiterung einer wichtigen Betriebshoffläche, insbesondere 

auch zur Erfüllung der neuen Anforderungen des Kreislaufwirtschaftsgesetztes und somit auch des Um-

weltschutzes, als so gewichtig erachtet, dass die dadurch entstehenden negativen Auswirkungen auf das 

Lokalklima hingenommen werden, zumal klimatisch verträglichere Alternativen nicht bestehen. 

Vom Regierungspräsidium Gießen wurde darauf hingewiesen, dass die Planung als an die Ziele der 

Raumordnung angepasst gelten kann. Seitens des Dezernates „Grundwasserschutz, Wasserversorgung“ 

wurden im Hinblick auf die Sicherstellung der öffentlichen Wasserversorgung Anregungen zur Bedarfs-

ermittlung sowie zum Deckungs- und Wassersparnachweis vorgebracht. Die Errichtung neuer Gebäude 

und Anlagen, welche einen erhöhten Wasserverbrauch auslösen würden, ist an dieser Stelle jedoch nicht 

vorgesehen, sodass den Anregungen auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung nicht entsprochen 

wurde. Das Plangebiet ist mit Versorgungsleitungen erschlossen, der Löschwassergrundschutz ist über 

bestehende Hydranten sichergestellt. Die Stadt Gießen hat im Übrigen keine eigene Wasserversorgung 

und bezieht Wasser durch die SWG (Queckborn) und den Zweckverband Mittelhessische Wasserwerke 

(ZMW, zwei Einzugsbereiche des Fernwassernetzes), sodass die Wasserversorgung des gesamten 

Stadtgebietes auch langfristig gesichert ist. Ferner wurden Anregungen zur Darlegung von Maßnahmen 

zur Vermeidung einer Verringerung der Grundwasserneubildung sowie zum Umweltmerkmal Grundwas-

ser vorgebracht, denen angesichts der begrenzten Größe des Plangebietes und der konkreten Planung 

im Bereich der Erweiterungsflächen, die nicht zu negativen Auswirkungen auf den Grundwasserhaushalt 

führt, nicht entsprochen wurde. 
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Ferner wurden unter anderem Hinweise und Anregungen zum vorsorgenden Bodenschutz sowie zu 

früheren bergbaulichen Tätigkeiten vorgebracht. Eine Zusatzbewertung des Schutzguts Boden im Rah-

men der Eingriffsregelung war jedoch nicht erforderlich, da sich unter anderem die Flächeninanspruch-

nahme durch die Industriegebietserweiterung auf weniger als 10.000 m² beschränkt. Schließlich wurden 

von der Oberen Forstbehörde Hinweise und Anregungen zu den möglichen Ersatzaufforstungsflächen 

sowie zur Berücksichtigung eines hinreichenden Waldabstandes zu den südlich an das Plangebiet an-

grenzenden Waldflächen vorgebacht. Nach Maßgabe der entsprechenden Nebenbestimmung der erteil-

ten Rodungsgenehmigung wurde nunmehr ein flächengleicher Ersatzaufforstungsstandort im Gebiet der 

Stadt Büdingen gefunden und vertraglich geregelt. Die Anregung auf Einhaltung eines Waldabstandes 

von 35 m wird dahingehend befolgt, dass die Baugrenze mit einem 20-m-Abstand zur Grundstücksgrenze 

des südlich angrenzenden Waldes verbleibt und mit einer ergänzenden vertraglichen Regelung zum zu-

sätzlichen 15-m-Streifen innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche ergänzt wird. 

Vom Kreisausschuss des Landkreises Gießen, Fachdienst Wasser- und Bodenschutz, wurde auf die 

möglichst kurzfristige Antragstellung im wasserrechtlichen Verfahren zur geplanten Gewässerumverle-

gung hingewiesen. Der entsprechende Antrag wurde gestellt und die Plangenehmigung nach § 68 WHG 

zur Gewässerumverlegung mit wasserrechtlichem Bescheid vom 14.05.2024 erteilt. 

Von Hessen Mobil, Straßen- und Verkehrsmanagement wurde darauf hingewiesen, dass im Zuge der 

Planung auf den angrenzenden freien Strecken der Landesstraßen nicht mit einer Beeinträchtigung der 

Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs zu rechnen ist. 

Von HessenForst, Forstamt Wettenberg, wurden Hinweise zu den möglichen Ersatzaufforstungsflächen 

vorgebracht. Nach Maßgabe der entsprechenden Nebenbestimmung der erteilten Rodungsgenehmigung 

wurde nunmehr ein flächengleicher Ersatzaufforstungsstandort im Gebiet der Stadt Büdingen gefunden 

und vertraglich geregelt. 

Von der Autobahn GmbH des Bundes wurden Hinweise und Anregungen zur Berücksichtigung der stra-

ßenrechtlichen Vorgaben und Anforderungen im Zusammenhang mit der Bauverbots- und der hieran 

anschließenden Baubeschränkungszone zur Bundesautobahn BAB A 485 vorgebracht. Die Hinweise und 

Anregungen wurden auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung entsprechend berücksichtigt. 
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